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Kurzzusammenfassung 

Die vorliegende KOMKIS Analyse präsentiert die Ergebnisse der mittlerweile zweiten Kom-

munalbefragung des Kompetenzzentrums für kommunale Infrastruktur Sachsen (KOMKIS) 

zum Stand der Verwaltungsdigitalisierung auf Kommunalebene in Sachsen. Der Darstellung 

der Befragungsergebnisse geht eine konzeptionelle Einordnung des Digitalisierungsprozesses 

voraus, welche die Verwaltungsdigitalisierung aus der Perspektive der Multi-Level-Gover-

nance sowie des Change Managements betrachtet. Wie bereits im Rahmen der Befragung 

aus dem Jahr 2021 war es das Ziel, den aktuellen Stand der Verwaltungsdigitalisierung in 

den Städten und Gemeinden in Sachsen abzubilden sowie treibende und bremsende Faktoren 

im Prozess der Verwaltungsdigitalisierung zu identifizieren, wobei sowohl institutionelle  

Faktoren als auch ressourcenseitige Einschränkungen von Interesse waren. Darüber hinaus 

lagen weitere Schwerpunkte im aktuellen Befragungsdurchlauf auf der Wahrnehmung des 

Transformationsprozesses durch das Verwaltungspersonal und auf dem Potenzial digitaler 

Lösungen für konkrete Anwendungsfelder in den Kommunen. Durch den Vergleich mit den 

vergangenen Befragungsergebnissen war es zudem möglich, Veränderungen und Fortschritte 

in einzelnen Bereichen im Zeitverlauf herauszustellen. 

Der Vergleich mit der letzten Befragung zeigt Fortschritte bei der Digitalisierung der Ver-

waltungsarbeit in den sächsischen Kommunen. Hervorzuheben ist vor allem das Ergebnis, 

dass der Prozess deutlich stärker als noch vor zwei Jahren aus den Verwaltungen selbst vo-

rangetrieben wird, während extern induzierter Druck - besonders durch rechtliche Vorga-

ben - an Bedeutung zu verlieren scheint. Auch die Offenheit der Kommunalvertreter für un-

terschiedlichste Anwendungsfelder der Digitalisierung lässt erkennen, dass die Potenziale 

dieser umfassenden Transformation in der Breite erkannt worden sind. Die Ergebnisse ver-

deutlichen allerdings auch die Bedeutung eines strukturierten Change Managements für das 

Gelingen des Prozesses, was vor allem darin Ausdruck findet, dass ein nicht unerheblicher 

Teil des Verwaltungspersonals in den sächsischen Kommunen der Digitalisierung ihres  

Arbeitsbereiches nach wie vor eher skeptisch bzw. zum Teil auch sorgenvoll entgegenblickt. 

Eine besondere Rolle kommt in diesem Zusammenhang Qualifikationsangeboten, wie den 

sog. Digital-Navigatoren, welche als Mitarbeiter einer Kommune digitale Lösungen planen 

und voran treiben, zu, von denen � so zeigt es die Analyse - positive Impulse auf die Einstel-

lung gegenüber der Digitalisierung ausgehen. Für den weiteren Erfolg auf dem Weg zur digi-

talen Verwaltung muss allerdings den nach wie vor enormen Engpässen sowohl an qualifi-

ziertem IT-Personal als auch hinsichtlich des digitalen Qualifikationsstandes des allgemeinen 

Verwaltungspersonals entgegengewirkt werden. Hier ist primär der Freistaat in der Pflicht, 

entsprechende Schulungsangebote und Förderungen auf den Weg zu bringen. 
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1. Einleitung 

Mit der Digitalisierung der Verwaltung befindet sich der öffentliche Sektor in einem der tief-

greifendsten Transformationsprozesse seiner Geschichte. Die Potenziale sind enorm: Aus 

Sicht der Empfänger1 bzw. Nutzer von Verwaltungsleistungen können lästige Behördengänge 

vermieden werden, indem die Abwicklung von Anträgen vollständig online abgewickelt wird. 

Sowohl für Bürgerinnen und Bürger als auch für Unternehmen können auf diese Weise Trans-

aktions- und Bürokratiekosten eingespart werden. Aus der Perspektive der Verwaltungen 

selbst ist es möglich, das Verwaltungshandeln durch die Automatisierung von Abläufen und 

die Optimierung von Prozessen effizienter zu gestalten. Die freiwerdenden finanziellen und 

personellen Ressourcen können dann in neue, aus Sicht der Beschäftigten sogar attraktivere 

Aufgabenfelder gelenkt werden, da repetitive Aufgaben zu einem großen Teil kein Personal 

mehr binden. Nicht zu vergessen sind auch völlig neue Möglichkeiten der Datenerfas-

sung, -analyse und -verschneidung, die Planungs- und Steuerungsaufgaben unterstützen kön-

nen. Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels, der bereits jetzt zu enormen per-

sonellen Lücken in den öffentlichen Verwaltungen führt, kann die Digitalisierung somit auch 

zu einer Steigerung der Attraktivität des öffentlichen Dienstes im Wettbewerb um qualifi-

zierte Fachkräfte beitragen.  

So vielversprechend das Bild einer vollständig digitalen öffentlichen Verwaltung auch sein 

mag, die Umsetzung stellt für alle Beteiligten einen immensen personellen, finanziellen und 

organisatorischen Kraftakt dar. Eine besondere Herausforderung stellt dabei in einem Föde-

ralstaat wie Deutschland die Koordinierung des Prozesses zwischen den drei föderalen Ebe-

nen (Bund, Länder, Kommunen) dar. In besonderer Weise gilt dies für die Verwaltungen in 

den Kommunen, die für einen erheblichen Anteil der öffentlichen Aufgaben im direkten Kon-

takt mit den Bürgern verantwortlich sind und sich dabei gleichzeitig in die gegebenen recht-

lichen und organisatorischen Strukturen der übergeordneten Ebenen einfügen müssen. Hinzu 

kommt der Umstand, dass die für den Digitalisierungsprozess benötigten Ressourcen vieler-

orts nur unzureichend vorhanden sind. So hat bereits die erste Befragung des KOMKIS zum 

Thema der Verwaltungsdigitalisierung aus dem Jahr 2021 gezeigt, dass für den Erfolg der 

Digitalisierungsbemühungen vor Ort vor allem die Personalfrage beantwortet werden muss. 

Diese betrifft zum einen die Rekrutierung neuen, qualifizierten Personals, zum anderen aber 

auch die Schulung und Weiterbildung und damit � im Sinne eines strukturierten Change  

Managements � gewissermaßen die Integration des bestehenden Verwaltungspersonals in 

 

1  Die in dieser Studie verwendeten Personenbezeichnungen beziehen sich � sofern nicht anders kenntlich 
gemacht � auf alle Geschlechter. 
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den Transformationsprozess. Letzteres ist erfahrungsgemäß eine zentrale Voraussetzung für 

den Erfolg des Vorhabens. 

Im Folgenden wird die Verwaltungsdigitalisierung zunächst aus der Perspektive der Multi-

Level-Governance betrachtet. Dabei erfolgt eine Darstellung der grundlegenden Argumenta-

tionslinien der Mehrebenenanalyse, bevor diese im Anschluss auf die Rolle der einzelnen 

föderalen Ebenen, vor allem der kommunalen Ebene im Prozess der Verwaltungsdigitalisie-

rung übertragen werden. Nach einem anschließenden Überblick über das Konzept des Change 

Managements werden die Ergebnisse der mittlerweile zweiten Kommunalbefragung präsen-

tiert, die das KOMKIS unter den sächsischen Städten und Gemeinden zum Thema der Verwal-

tungsdigitalisierung durchgeführt hat. Ziel der Befragung war es zum einen, Fortschritte im 

Stand der Verwaltungsdigitalisierung seit der vergangenen Befragung aber auch bestehende 

Hürden zu identifizieren. Zum anderen sollten Informationen zur allgemeinen Wahrnehmung 

des Prozesses generiert werden, die vor allem die Rolle des Verwaltungspersonals in den 

Fokus nehmen. Der dritte Themenschwerpunkt betrifft Einschätzungen zum Potenzial digi-

taler Lösungen für konkrete kommunale Aufgabenbereiche und Anwendungsfelder. Die Ana-

lyse schließt mit einer Verknüpfung der Befragungsergebnisse mit dem konzeptionellen Rah-

men und der Ableitung von Handlungsempfehlungen. 

2. Problemstellung 

Die Verwaltungsdigitalisierung beschäftigt Politik und Forschung seit einigen Jahrzehnten, 

wobei zuletzt insbesondere die Corona-Pandemie das Thema ins Rampenlicht rückte. Der 

Veränderungsdruck und die Organisation der notwendigen Veränderungsprozesse stellen Re-

gierungen weltweit vor große Herausforderungen. Deutschland steht als größte Volkswirt-

schaft Europas im Index für die digitale Wirtschaft und Gesellschaft (DESI) 2022 unter den 

27 Mitgliedstaaten nur an 13. Stelle.2 Zu den Themenbereichen, die der Index abbildet, zählt 

auch der Bereich der digitalen öffentlichen Dienste, wo insbesondere die Interaktion  

zwischen staatlichen Stellen und Öffentlichkeit verbessert werden sollte und wo Deutschland 

lediglich Rang 18 erreicht.3 Auch im Freistaat Sachsen spielt Digitalisierung eine immer grö-

ßere Rolle: Im aktuellen BITKOM LÄNDERINDEX 2024 liegt der Freistaat zwar nur auf Platz 8 von 

16, schneidet aber in der Kategorie �Governance & digitale Verwaltung� sehr gut ab 

(Platz 3).4 Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen können im Ländervergleich über-

durchschnittlich viele Verwaltungsdienstleistungen online erledigen. Zudem hat Sachsen 

 

2  Vgl. Europäische Kommission (2022), S. 3. 
3  Vgl. ebd., S. 4 und 18. 
4  Vgl. Bitkom (2024), S. 75. 
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etwa 36 Prozent der digitalen Verwaltungsleistungen des OZG umgesetzt.5 In Sachsen gibt es 

zwar kein eigenständiges Digitalministerium, in der ressortübergreifenden Digitalstrategie 

werden jedoch für die Bereiche digitale Verwaltung, digitale Infrastruktur, digitale Bildung 

und digitale Wirtschaft messbare Ziele definiert und durch ein Monitoring verfolgt.6 Zudem 

erfolgt die Umsetzung der Verwaltungsdigitalisierung dezentral, wird aber durch das Sächsi-

sche Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr (SMWA) unterstützt.7 Grundlage 

der Veränderungen sind in Sachsen unter anderem das Sächsisches E-Government-Gesetz 

(SächsEGovG), die Digitalstrategie �sachsen digital 2030�8 und der Masterplan Digitale Ver-

waltung9, wobei letzterer insbesondere auch den sächsischen Fahrplan für die Umsetzung 

des Onlinezugangsgesetzes (OZG) des Bundes darstellen sollte.10 

Den Chancen der Digitalisierung stehen aber auch Risiken, wie z. B. die Gefahr eines �digital 

divide�, gegenüber. Dieser umschreibt Unterschiede in Zugang zu und Nutzung von digitalen 

Technologien und beschreibt die Gefahr, dass Teile der Bevölkerung, die über keine ausrei-

chenden digitalen Kompetenzen und/oder Kommunikationsmittel verfügen, im Zuge von di-

gitalisierten Verwaltungsdienstleistungen marginalisiert oder sogar gänzlich abgehängt wer-

den könnten.11 Die Verwaltungsdigitalisierung berührt außerdem als Querschnittsfunktion 

viele Kompetenzgrenzen funktionsbezogener Institutionen und zeichnet sich durch komplexe 

Ursache-Wirkungs-Beziehungen aus. Dabei ist umstritten, welche Folgen die Einführung von 

E-Government-Instrumenten auf die Arbeitsweise öffentlicher Verwaltungen haben wird. So 

wird in der sog. Curtailment-These ein Szenario entwickelt, in dem die Entscheidungsspiel-

räume des Personals durch die zunehmende Durchdringung von technischen Systemen in die 

Arbeitsprozesse von Verwaltungsleistungen zunehmend eingeschränkt werden. Demgegen-

über rückt die sog. Enablement-These die Chancen der Digitalisierung in den Mittelpunkt, 

weil Routinearbeiten mit Hilfe von IT-Verfahren weiter automatisiert werden können, sodass 

sich das Einsatzfeld der Mitarbeiter im öffentlichen Dienst hin zu komplexeren, datenbasier-

ten Entscheidungen verschiebt.12 Dadurch entstehen Möglichkeiten einer qualitativ hochwer-

tigeren Leistungserbringung. Zur systematischen Steuerung dieses sektor- und ebenenüber-

greifenden Problems können neben traditionellen Formen politischer und planerischer Steu-

erung auch andere Regelungs- und Governance-Formen in den Blick genommen werden. 

 

5  Vgl. Bitkom (2024), S. 78. 
6  Vgl. ebd.  
7  Vgl. ebd. 
8  Vgl. SMWA (2023).  
9  Vgl. Sächsische Staatskanzlei (2019).  
10  Vgl. SMWA (2024). 
11  Vgl. Tischbirek (2023), S. 3. 
12  Vgl. Buffat (2015), S. 151�157; Döring/Löbel (2020), S. 625. Vgl. zudem Mengs et al. (2022), S. 10 f. 
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3. Konzeptioneller Bezugsrahmen: Multi-Level-Governance und Change 
Management 

Die Verwaltungsdigitalisierung verspricht seit vielen Jahrzehnten zwar unter anderem einen 

höheren Grad an Effizienz, nutzerfreundlichere und schnellere Dienstleistungen für die Ver-

waltungskunden und bessere demokratische Abläufe,13 jedoch erweisen sich Digitalisierungs-

reformen im deutschen Kontext als herausfordernd: zum einen wird für die Verwaltungsdi-

gitalisierung ein hoher Grad an Standardisierung, IT-Konsolidierung und Harmonisierung  

zwischen den Verwaltungseinheiten benötigt, und zum anderen ist das deutsche System des 

Verwaltungsföderalismus durch einen hohen Grad an horizontaler und vertikaler Fragmen-

tierung sowie ein ausgeprägtes Autonomiebewusstsein der subnationalen Verwaltungseinhei-

ten geprägt.14 Der Prozess der Verwaltungsdigitalisierung und der digitalen Reformtätigkei-

ten ist dabei in alle drei Verwaltungsebenen des deutschen Föderalismus eingebettet und 

findet prinzipiell auch auf allen drei Ebenen statt.15  

Im deutschen Mehrebenensystem sind die politischen Ebenen über formelle und informelle 

Kooperations- und Koordinationsmechanismen in den verschiedenen politischen Arenen an-

einander gekoppelt, wobei diese Politikverflechtungen die politischen Möglichkeiten der 

Kommunen sowohl einschränken als auch erweitern.16 Hieraus ergeben sich beträchtliche 

Reibungsflächen, Koordinations-, Abstimmungs- und Transaktionskosten, die die digitale 

Transformation der öffentlichen Verwaltung vor besondere Herausforderungen stellen.17 

Hinzu kommen vor allem auf Bundesebene, teils aber auch in den Ländern, unübersichtliche 

Governance-Strukturen und unklare Verantwortungszuschreibungen für den Bereich der Di-

gitalpolitik.18 

Entsprechend ist für eine �erfolgreiche� Verwaltungsdigitalisierung als Gemeinschafts- und 

Querschnittsaufgabe deshalb eine grenz-, ebenen- und sektorenübergreifende Abstimmung, 

Koordinierung, Kooperation und Konfliktbearbeitung erforderlich. Somit bedarf es eines  

koordinierten Handelns auf allen staatlichen und kommunalen Ebenen unter Einbezug der 

unterschiedlichen Stakeholder, um alle Akteure aus Politik und Verwaltung, Wirtschaft sowie 

Zivilgesellschaft zu mobilisieren, um gemeinsam politische �Lösungen� zur Verwaltungsdigi-

talisierung entwickeln zu können. Dieses vorherrschende Verständnis zur (Steuerung der) 

 

13  Vgl. Gronlund/Horan (2005). 
14  Vgl. Rudolf/Wagener (1979); Nogra�ek/Vintar (2015); Schwab et al. (2019), S. 21. 
15  Vgl. Schwab et al. (2019), S. 21�25. 
16  Vgl. Behr/Kamlage (2015), S. 6. 
17  Vgl. Schuppan (2009); Scheer/Kruppke/Heib (2013); Schwab et al. (2019), S. 21. 
18  Vgl. NKR (2018); Schwab et al. (2019), S. 21. 
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Verwaltungsdigitalisierung (auch auf lokaler Ebene) stützt sich im Wesentlichen auf Kon-

zepte zur Governance bzw. insbesondere auch auf Konzepte zur Multi-Level-Governance 

(MLG). Weil dies sowohl Strategien und Prozessgestaltungen als auch die konkrete Umset-

zung von Maßnahmen sowie die Anpassung von Systemen und Verhaltensweisen auf lokaler 

Ebene umfasst, handelt es sich bei der kommunalen Verwaltungsdigitalisierung um einen 

komplexen organisationalen Änderungsprozess.19 Somit kann über den MLG-Ansatz in Kombi-

nation mit Überlegungen aus dem Change Management die Perspektive zur Betrachtung des 

Untersuchungsfelds �kommunale Verwaltungsdigitalisierung� im deutschen Mehrebenensys-

tem in mehrfacher Hinsicht erweitert und präzisiert werden. 

3.1 Multi-Level-Governance  

Der Begriff der Governance wird seit den 1980er Jahren, spätestens seit den 1990er Jahren 

mit zunehmender Popularität sowie unterschiedlichem Begriffsverständnis unter anderem in 

den Politik-, Rechts-, Staats- und Verwaltungswissenschaften, den internationalen Beziehun-

gen oder der Soziologie verwendet.20 Dies äußert sich unter anderem in den unterschiedli-

chen begrifflichen Ausprägungen, wie Corporate-, European-, Global-, Meta-, Social-, En-

vironmental- sowie insbesondere auch Digital-, Digital-Era-, Smart- oder E-Governance.21 

Trotz einer Vielfältigkeit der Anwendungsfelder des Governance-Begriffs lässt sich dennoch 

ein konstanter Begriffskern identifizieren, der sich folgendermaßen zusammensetzt: 

• Governance beinhaltet allgemein eine Form des Steuerns und Koordinierens (oder 

auch Regierens), die über herkömmliche, hierarchische Top-Down-Modelle hinaus-

geht und vielmehr das Management von Interdependenzen zwischen i. d. R. kol-

lektiven Akteuren zum Ziel hat.22 

• Steuerung und Koordination beruhen dabei auf institutionalisierten Regelsystemen, 

die das Handeln staatlicher und nicht-staatlicher Akteure (oder von Akteuren inner-

halb und außerhalb von Organisationen) lenken sollen, wobei i. d. R. Kombinationen 

aus unterschiedlichen Regelsystemen (z. B. Markt, Hierarchie, Mehrheits- oder Ver-

handlungsregeln) existieren.23 

• Governance bezieht sich explizit auf die komplexe Interaktion zwischen einer Viel-

zahl von Akteuren und wird gleichzeitig als fortwährender Prozess bewusster  

politischer Zielbestimmung und Eingriffe zur Gestaltung gesellschaftlicher Zustände 

 

19  Vgl. SSG (2020), S. 3.  
20  Vgl. Lemke (2016), S. 34. 
21  Vgl. Dunsire (1993), S. 27; Rhodes (1996), S. 652; Scharpf (1996), S. 26; Stoker (1998), S. 17; Lake 

(1999), S. 31; Benz (2004a), S. 12; Nagorny-Koring (2018), S. 48; Erkut (2020). 
22  Vgl. Stoker (1998), S. 18; Brüggemeier/Röber (2011); Rave (2015), S. 8; Lemke (2016), S. 34. 
23  Vgl. Benz (2004a), S. 25; Lemke (2016), S. 35. 
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interpretiert, womit auch die zugrundeliegenden Steuerungs- und Regelungsformen 

selbst einem Wandel unterworfen sind.24 Dabei umfasst Governance Interaktionsmus-

ter und Modi kollektiven Handelns, die im Rahmen von Institutionen entstehen, wie 

insbesondere (Akteurs-)Netzwerke, Koalitionen, Vertragsbeziehungen und wechsel-

seitige Anpassung im Wettbewerb.25 

• Dabei überschreiten die Prozesse des Steuerns und Koordinierens sowie die Interak-

tionsmuster i. d. R. Organisationsgrenzen sowie auch die Grenzen von Staat und 

Gesellschaft, die in der politischen Praxis fließend geworden sind.26  

Geprägt wurde der Governance-Begriff unter anderem in der Institutionenökonomie durch 

die Analyse von Modellen sozialer Ordnung (insbesondere bei Verbänden und Netzwerken), 

in der politischen Praxis unter normativer Betrachtung im Sinne von �Good Governance� 

sowie in der Policy-Forschung � vor allem zur Untersuchung von Programmentwicklungs- und 

Implementationsprozessen oder in analytischer Perspektive unterschiedlicher Analyseebe-

nen.27 Insbesondere können dabei drei Begriffsperspektiven unterschieden werden:  

1. unter der analytischen Perspektive werden politische und gesellschaftliche Koordi-

nation zunehmend als Zusammenspiel von Hierarchie, Politiknetzwerken und Markt 

interpretiert;  

2. unter der deskriptiven Perspektive werden weitgehende inhaltliche Veränderungen 

(im Zeitablauf) der politischen Steuerung subsumiert;  

3. außerdem wird aus der Perspektive einer Good Governance darüber diskutiert, wie 

sich politische Koordinierung und Regierungsführung aus normativer Sicht verändern 

sollten, um z. B. bestimmte Maßnahmen zu ergreifen oder Dienstleistungen zu er-

bringen.28 

Governance geht dabei häufig auch von verschwimmenden Grenzen und Zuständigkeiten für 

die Bewältigung von z. B. sozialen, ökologischen und wirtschaftlichen Problematiken aus.29 

Dies findet vor dem Hintergrund nicht-hierarchischer, netzwerkförmiger oder kooperativer 

Politik unter anderem im internationalen Kontext Anwendung, ist jedoch auch auf subnatio-

naler Ebene � z. B. bei der Verwaltungsdigitalisierung � anwendbar.30 Weil die Governance-

 

24  Vgl. Rave (2015), S. 8; Ruhl (2020), S. 24. 
25  Vgl. Stoker (1998), S. 18; Benz/Dose (2010), S. 26. 
26  Vgl. Benz/Dose (2010), S. 26. 
27  Vgl. Benz/Dose (2010), S. 17�24. 
28  Vgl. Mengs et al. (2022), S. 8. 
29  Vgl. Stoker (1998), S. 18. 
30  Vgl. Benz et al. (2007), S. 15; Nagorny-Koring (2018), S. 49. 
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Perspektive sowohl horizontale als auch vertikale Koordinations- und Steuerungsmechanis-

men unter Beteiligung öffentlicher sowie privater Akteure betrachtet, kann mit ihr auch eine 

Mehrebenenbetrachtung vorgenommen werden.31  

Ab den 1990er Jahren wurde unter anderem von GARY MARKS (1993) das Konzept der Multi-

Level-Governance entwickelt, welches der Analyse und Beschreibung von Mehrebenensys-

temen, supranationalen Organisationen wie der EU und von dezentralen Entscheidungspro-

zessen dient, in denen subnationale Staatsebenen und andere staatliche und nicht-staatliche 

Akteure (wie z. B. IT-Unternehmen bei der Verwaltungsdigitalisierung)32 Einfluss ausüben.33 

Damit beschriebene Phänomene waren schon länger Teil von sozialwissenschaftlichen Ana-

lysen. Die Formen der Mehrebenenpolitik wurden unter anderem in der Föderalismus-,  

Policy- und Verwaltungsforschung untersucht.34 Der Mehrwert des Multi-Level-Governance-

Begriffes lag jedoch insbesondere darin, dass er sowohl die Struktur einer Mehrebenenorga-

nisation beschreibt als auch die aus dieser Differenzierung resultierenden Interaktionsmuster 

und Koordinationsmechanismen thematisiert.35 Im Kern erfasst Multi-Level-Governance die 

Tatsache, dass in einem institutionell differenzierten politischen System Akteure unter-

schiedlicher Ebenen aufeinander angewiesen sind und ihre Entscheidungen koordinieren 

müssen.36 Beteiligte Akteure werden mit multiplen, überlappenden Arenen, wechselnden 

Akteurskonstellationen, komplexen Vernetzungsstrukturen und Entscheidungsprozessen kon-

frontiert. Dadurch wird ihr Handlungsspielraum prinzipiell nicht nur eingeschränkt, sondern 

es können sich auch neue strategische Optionen ergeben: so z. B., wenn externe IT-Dienst-

leister (im Sinne der Enablement-These) Routinearbeiten in der Verwaltung automatisieren 

und so eine qualitativ hochwertigere Leistungserbringung der Verwaltung bei komplexeren 

Aufgaben ermöglichen.  

Weil ein grundlegendes Merkmal der Kommunen die Einbettung in das politische Mehrebe-

nensystem ist, fokussiert sich ein großer Teil der Multi-Level-Governance-Literatur auch auf 

 

31  Vgl. Benz (2004a), S. 24; Kemmerzell/Tews (2014), S. 271.  
32  Vgl. Eine gute Übersicht zur Akteurslandschaft im Kontext von Verwaltungsdigitalisierung findet sich 

bspw. im Online-�Kompass der föderalen IT-Architektur�. Vgl. FITKO (2024). 
33  Vgl. Marks (1993), S. 391; Lemke (2016), S. 34.  
34  Für das föderale System in Deutschland fand insbesondere ab den 1960er und 1970er Jahren der Be-

griff des kooperativen Bundesstaats und der Politikverflechtung Eingang in wissenschaftlichen Diskussi-
onen � was v. a. ausgelöst wurde durch die vermehrte Beteiligung des Bundes an Länderaufgaben. Vgl. 
Scharpf/Reissert/Schnabel (1976); Benz (2004b), S. 128. 

35  Vgl. Benz (2007), S. 297. 
36  Vgl. ebd. 
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die Relevanz der subnationalen Regierungsebenen (inklusive der Kommunen) und die Beson-

derheiten von Local Governance.37 Eine dadurch erforderliche Multi-Level-Governance 

zeichnet sich durch kommunale und regionale Akteure aus, deren Zusammenarbeit in wech-

selnden Konstellationen stattfindet � mit vielschichtigen Vernetzungsstrukturen und Ent-

scheidungsprozessen.38 In Multi-Level-Governance-Zusammenhängen können Kommunen im 

Sinne einer �dualen Konvergenz� z. B. lokale (und daher relativ spezifische) Interessen kom-

munizieren sowie vertreten � und somit als �verlängerter Arm� der Zivilgesellschaft agie-

ren.39 Die Kommunen befinden sich an der entscheidenden Schnittstelle: nah an Bürgern und 

Akteuren �vor Ort� (z. B. bei der Digitalisierung der Bürgerämter) sowie gleichzeitig einge-

bunden in die Gesetzgebungen der höheren Ebenen (z. B. bei der Umsetzung des OZG). Aus 

dieser Schnittstelle leitet sich auch die Notwendigkeit von Governance und Kollaboration im 

deutschen Mehrebenensystem � bzw. die Multi-Level-Governance � ab, die eine zentrale Her-

ausforderung bei der Verwaltungsdigitalisierung ist.40 

3.2 Kommunale Verwaltungsdigitalisierung in der Mehrebenenbetrachtung  

Neben vielfältigen kommunalen Schnittstellen zum Thema der Digitalisierung, bzw. konkret 

der Verwaltungsdigitalisierung, werden die deutschen Kommunen z. B. durch das 2017 ver-

abschiedete Onlinezugangsgesetz (OZG) sowie das ihm folgende sog. OZG 2.0 vor allem in 

ihrer Form als Verwaltungsinstanzen angesprochen, sich mit der Digitalisierung sowie mit 

neuen �Arenen� der Mehrebenen-Zusammenarbeit auseinanderzusetzen.41 Dabei erfordern 

die spezifische Räumlichkeit und Zeitlichkeit digitaler Infrastrukturen nicht nur technische 

Lösungen, sondern auch eine Multi-Level-Governance.42 Diese bezieht sich zum einen auf die 

vertikale Einbettung innerhalb eines politischen Mehrebenensystems, das bundes- und lan-

desspezifische Anforderungen an die Kommunen stellt und für die es entsprechender Koor-

dination sowie Steuerung bzw. Governance bedarf.43 Zum anderen ist auch die reale Ausge-

staltung vor Ort von hoher Relevanz, die geprägt ist durch eine interne Differenzierung der 

Verwaltungsstruktur und dadurch, wie sich horizontale Abhängigkeiten und Kollaborationen 

mit anderen Akteursgruppen, wie z. B. andere Kommunalverwaltungen, Gewerbetreibende, 

 

37  Vgl. Saito-Jensen (2015), S. 5; Engels et al. (2018), S. 266. Diese Einbettung in das politische Mehrebe-
nensystem ist für die deutschen Kommunen insbesondere mit dem kommunalen Selbstverwaltungs-
recht (Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG) seit 1949 verfassungsrechtlich geschützt.  

38  Vgl. Engels et al. (2018), S. 266.  
39  Vgl. Saito-Jensen (2015), S. 5. 
40  Vgl. Schwab et al. (2019), S. 33. 
41  Vgl. Carstens (2023), S. 249. 
42  Vgl. Kuder et al. (2022), S. 368. 
43  Vgl. Schwab et al. (2019). 
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Vereine, Interessengruppen, darstellen.44 Außerdem sind Kommunen nicht �nur� Verwaltun-

gen und können z. B. weitergehende Ansprüche haben, die Digitalisierung auszugestalten. 

Dabei sind Digitalisierungsprojekte lokal sehr unterschiedlich ausgeprägt, und deren Umset-

zungsqualität hängt auch davon ab, welche Akteurskonstellationen oder welche Motivationen 

und strategischen Orientierungen (explizit oder implizit) vorliegen. Insofern kann ein Digita-

lisierungsprojekt auf der kommunalen Ebene auch von sporadischen Präferenzen und Ent-

scheidungen einzelner Personen auf Führungs- oder Entscheidungsebene abhängen.45 

Die Verwaltungsdigitalisierung als Politikaufgabe stellt insbesondere für die Kommunen ein 

komplexes Governance-Problem dar. Die spezifische Problemstruktur überschreitet die funk-

tionalen und territorialen Grenzen der kommunalen Ebene: einerseits prägen ebenen- und 

sektorübergreifende Regelungsstrukturen die Governance, und andererseits fehlt ein zent-

rales, ordnendes und strukturierendes Regime,46 sodass daraus eine Fragmentierung bzw. 

polyzentrische Struktur der Verwaltungsdigitalisierung entsteht. Insofern stellt die Verwal-

tungsdigitalisierung (z. B. in praktischer Form des OZG) ein Paradebeispiel für einen Multi-

Level-Governance-Problem dar (Abbildung 1).  

Abbildung 1: Verwaltungsdigitalisierung als Multi-Level-Governance-Prozess 

 

Quelle: Eigene Darstellung, abgewandelt von der Klimapolitik als Multi-Level-Governance-Prozess in Nagorny-
Koring (2018), S. 50.  

 

44  Vgl. Rackwitz/Hustedt/Hammerschmid (2021), S. 104. 
45  Vgl. Kuder et al. (2022), S. 368.  
46  Vgl. ebd.  
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Da Ziele und Rahmenbedingungen vor allem auf höheren Regierungsebenen (vor allem Bund, 

EU) beschlossen werden und die Kommunen �top-down� als Adressaten von Regulierungen, 

Anreizen und Informationen übergeordneter Ebenen agieren, erfordert diese Konstellation 

die Umsetzung von Maßnahmen auf verschiedenen Ebenen � einschließlich der kommunalen, 

die unter anderem auf Optionen des Mehrebensystems strategisch reagieren und diese �bot-

tom-up� beeinflussen können. 

Die digitale Transformation der Verwaltung kann als eine ganzheitliche Politikaufgabe zur 

Überarbeitung von Kernprozessen und Dienstleistungen der Verwaltung betrachtet werden, 

die über die traditionellen Digitalisierungsbemühungen hinausgeht.47 Das Ergebnis der Ver-

waltungsdigitalisierung bemisst sich unter anderem an der Bedürfnisbefriedigung der Nutzer 

(z. B. Unternehmen, Bürger oder Verwaltungsmitarbeiter), an neuen Formen der Leistungs-

erbringung oder an der Ausweitung der Nutzerbasis.48 Dabei geht mit der Verwaltungsdigita-

lisierung eine Vielzahl von organisations- und ebenenübergreifenden Kooperationen sowie 

Arbeitsformen (vertikal und horizontal) einher.49 Für diese organisations- und ebenenüber-

greifende Zusammenarbeit bedarf es verschiedener Steuerungsmodi, was als weiterer Beleg 

dafür angesehen werden kann, dass die Governance ein zentrales Thema für eine �erfolgrei-

che� Verwaltungsdigitalisierung ist. Dabei kann unter anderem die Koordination (öffentli-

cher) Dienstleistungsbereitstellung im Rahmen der Verwaltungsdigitalisierung betrachtet 

werden, wie Kooperationsformen durch interorganisationale Netzwerkstrukturen entstehen 

können und wie Zusammenarbeit als eine entscheidende Dimension bei der interorganisati-

onalen Integration konkret funktionieren kann.50 Ein Fokus kann hier auch auf Kooperations-

formen liegen, die primär auf netzwerkartigen Instrumenten und Ressourcen basieren � wie 

z. B. dem Aufbau von Vertrauen oder dem freiwilligen Austausch von Ressourcen und Wissen. 

Die offenkundig erfolgreiche Arbeit der Digital-Lotsen in Sachsen ist hierfür ein anschauliches 

Beispiel. Entsprechend setzt eine wirksame Koordinierung von behörden- und verwaltungs-

übergreifenden Digitalisierungsprojekten die Fähigkeit und Kompetenz voraus, verschiedene 

Arten von Koordinierungsmechanismen und -instrumenten zu kombinieren.51 Um die Verwal-

tungsdigitalisierung im Rahmen einer Multi-Level-Governance-Analyse zu betrachten, müs-

sen daher insbesondere Koordinationsinstrumente und die zugrundeliegenden Mechanismen 

betrachtet werden, die eine interorganisationale Verwaltungsdigitalisierung ermöglichen 

und formen.52  

 

47  Vgl. Mergel/Edelmann/Haug (2019), S. 12; Wouters/Lember/Crompvoets (2021), S. 122.  
48  Vgl. Mergel/Edelmann/Haug (2019), S. 12; Wouters/Lember/Crompvoets (2021), S. 122. 
49  Vgl. Fountain (2004); Chen et al. (2019); Kattel/Lember/Tõnurist (2020). 
50  Vgl. van Os (2011); Klievink/Bharosa/Tan (2016). 
51  Vgl. Wouters/Lember/Crompvoets (2021), S. 122. 
52  Vgl. ebd. 
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Grundsätzlich funktioniert die Digitalisierung zwar nicht ohne Technik, sie beschreibt jedoch 

weitaus mehr als nur ihre technische Grundlage: Die mit digitalen Technologien verbundenen 

Infrastrukturen und (Verwaltungs-)Prozesse sind keine fixen Entitäten, die als passive  

Objekte von Governance-Praktiken zu verstehen sind. Vielmehr unterliegen ihre Entwick-

lung, ihre Gestalt sowie ihre �angemessene� Verwendung einem fortlaufenden, nichtlinearen 

Wandel, der unter anderem durch Brüche, Aneignungen, Stabilisierungen oder Pfadabhän-

gigkeiten gekennzeichnet ist sowie diskursive Zukunftsbilder mitgestaltet und von diesen 

geprägt ist. Dabei werden die konkrete (technologische) Ausgestaltung, der Lösungshorizont 

und die als angemessen empfundene Umsetzung auch durch involvierte Akteure und einen 

institutionellen Kontext geprägt. Ob die Digitalisierung also bspw. als ein eher technisches, 

ökonomisches, organisatorisches oder politisches Problem artikuliert wird, hängt insbeson-

dere auch mit dem Kontext verschiedener Akteurskonstellationen zusammen (z. B. auch wel-

che Experten bei technischen Konsultationen und Implementierungen herangezogen wer-

den). Dabei ist die den Governance-Aktivitäten zugrundeliegende Technik � als Objekt der 

Governance, mit dem sich z. B. auch die Digital-Era-Governance53 beschäftigt � vor allem 

durch soziale und wirtschaftliche Interessen, vorhandene Technologien, Infrastrukturen und 

ihre spezifischen Funktionsweisen geprägt.54 

Weil die Verwaltungsdigitalisierung eine Querschnittsaufgabe darstellt, die einer systemati-

schen, ressortübergreifenden Problemlösung bedarf,55 kann der analytische Governance-Be-

griff auch als ein normativ-praktisches Konzept dienen: als Beschreibung eines Modells des 

�guten� Regierens oder Verwaltens, bzw. der Good Governance, mit dem es gelingen kann, 

digitalisierungspolitische Herausforderungen effektiv anzugehen. Eine spezifische Form der 

Governance kann entsprechend zu einem geeigneten Problembearbeitungsmechanismus  

stilisiert werden, dessen konsequente Umsetzung zur Problemlösung führt. Weil sich ein 

Mehrebenensystem auch auf die �Performance� der Verwaltungsdigitalisierung auswirkt, 

kann Multi-Level-Governance auch als Regierungstechnik fungieren, die nicht mehr nur Ana-

lyseperspektive oder neutraler Steuerungsmodus ist, sondern vielmehr selbst als Effekt von 

Lösungsversuchen im Kontext bestimmter Problematisierungen aufgefasst wird.  

 

53  Die Digital-Era-Governance bezieht sich vor allem auf die zentrale Rolle, den Digitalisierungs- und IT-
Transformationen heute dabei zukommt, wie öffentliche Dienstleistungen als Geschäftsprozesse orga-
nisiert und für Bürger oder Kunden erbracht werden. Womit vor allem die Perspektive der Bürger und 
Unternehmen im Fokus steht und unter anderem Vorteile von E-Government für diese Akteure hervor-
gehoben wird, wie bessere Zugänglichkeit und Qualität von Dienstleistungen und Informationen, hö-
here Effizienz und Effektivität bei der Erbringung staatlicher Dienstleistungen sowie eine transparen-
tere und kooperativere Leistungserbringung Vgl. Dunleavy et al. (2006), S. 468; Pirannejad (2011); 
Castelnovo (2013); Lemke/Ehrhardt/Popelyshyn (2021), S. 63. 

54  Vgl. zu diesem Absatz Kuder et al. (2022), S. 370. 
55  Vgl. z. B. Klein (28.08.2017); Bundesministerium des Innern und für Heimat (2022).  
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Die Herausforderungen der Verwaltungsdigitalisierung sind vielschichtig, vernetzt, komplex 

und von Unsicherheit geprägt, weshalb in diesem Zusammenhang auch von einem sogenann-

ten �Wicked Problem�56 gesprochen werden kann: einem �vertrackten Problemen�, das sich 

kaum mit einer herkömmlichen, linearen oder �top down� Planung lösen lässt.57 Ein Konzept, 

das die Multi-Level-Governance-Analyse prinzipiell ergänzen kann und ebenfalls auf die Steu-

erung von Strategien, Prozessen und Maßnahmen, aber auch von Verhaltensweisen auf loka-

ler Ebene angewandt werden kann, ist das Change Management. 

3.3 Change-Management-Prozesse und Mikropolitik 

Das Change Management umfasst einen multidisziplinären Ansatz, der sich vor allem auf die 

systematische Planung, Implementierung und Steuerung von organisatorischen Veränderun-

gen in Unternehmen, öffentlichen Verwaltungen und Nonprofit-Organisationen bezieht. Das 

Hauptziel des Change Management besteht darin, einen Rahmen zu schaffen, der es ermög-

licht, Veränderungen in Organisationen effektiv und effizient zu realisieren. Dies ist von 

besonderer Relevanz im Rahmen der Verwaltungsdigitalisierung. Denn darunter werden auch 

schon kleinere Vorhaben der Reorganisation und des organisationalen Wandels, wie bspw. 

die Durchführung eines IT-Projekts, die Etablierung der E-Akte oder die Umstellung auf 

mobiles Arbeiten, subsumiert.58 Zudem werden die Auswirkungen auf Mitarbeiter, Unterneh-

mensprozesse und -ziele berücksichtigt. Denn Change Management umfasst vor allem die 

Prozessgestaltung (�den Weg�) und nicht nur das Ergebnis (�das Ziel�).59 Dafür existieren 

verschiedene Ansatzpunkte, wie bspw. die Identifikation des Veränderungsbedarfs. Das kann 

auch die Analyse und Identifikation von Ursachen beinhalten, die den Bedarf an organisato-

rischen Veränderungen auslösen. Dabei werden z. B. Marktentwicklungen und interne Pro-

zesse bewertet. Bezogen auf das Ziel der Verwaltungsdigitalisierung gehört hierzu die Ana-

lyse, inwieweit Prozesse sinnvoll zu digitalisieren sind. Ein weiteres Ziel ist die Strategische 

Planung, bei der vor allem die Entwicklung einer umfassenden Veränderungsstrategie im 

Vordergrund steht. In diesem Rahmen werden unter anderem plausibel definierte Zeitpläne 

und Methoden für die Umsetzung der Veränderungen festgelegt. Als wesentlicher Kern wird 

beim Change Management danach gestrebt, einen strukturierten und evidenzbasierten Rah-

men bereitzustellen, um Veränderungen in Organisationen zu implementieren und dement-

sprechend die Interessen verschiedener Akteure zu berücksichtigen.60 Andernfalls besteht 

das Risiko, dass der Wandel von Friktionen und Dysfunktionalitäten geprägt ist. 

56

57

58

59

60

Rittel/Webber (1973), S. 160. 

Vgl. Winkel (2020), S. 70; Freund (2022); Regierende Bürgermeisterin von Berlin (2022), S. 66. 

Vgl. Bergmann/Garrecht (2021), S. 274. 

Vgl. Lauer (2019), S. 4�7. 

Vgl. Schridde (2019), S. 692 f. 
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Für Change-Management-Prozesse stehen verschiedene Varianten zur Verfügung, die insbe-

sondere nach einem evolutionären und einen revolutionären Ansatz unterschieden werden. 

• Evolutionäres Change Management zeichnet sich durch einen schrittweisen und kon-

tinuierlichen Ansatz aus und basiert auf der Annahme, dass organisatorische Verän-

derungen effektiver sind, wenn sie in kleinen Schritten implementiert werden. Der

Fokus liegt auf der inkrementellen Anpassung von bestehenden Strukturen, Prozessen

und Kulturen, wobei die kontinuierliche Verbesserung als zentrales Prinzip gilt.61

• Im Gegensatz dazu verfolgt revolutionäres Change Management einen radikaleren

und komplexeren Ansatz und geht davon aus, dass schnelle und tiefgreifende Verän-

derungen notwendig sind, um eine Organisation an neue Anforderungen anzupassen.

Revolutionäres Change Management beinhaltet oft einen Bruch mit der bisherigen

Organisationskultur und eine grundlegende Umstrukturierung von Prozessen, Struk-

turen sowie Technologien (sog. Disruption).

Beide Ansätze teilen das Ziel der organisatorischen Verbesserung und Anpassung an Verän-

derungen. Gemeinsam ist auch, dass die Einbindung der Mitarbeiter und die Berücksichtigung 

der Organisationskultur von zentraler Bedeutung ist. In der Praxis können evolutionäre und 

revolutionäre Ansätze auch kombiniert werden, wobei bestimmte Teile der Organisation 

schrittweise verändert werden, während andere revolutionäre Veränderungen erfahren. Die 

Wahl zwischen evolutionärem und revolutionärem Change Management hängt von verschie-

denen Faktoren ab, unter anderem von der Dringlichkeit der Veränderung, der Organisati-

onskultur, der Akzeptanzbereitschaft der Mitarbeiter und den spezifischen Herausforderun-

gen, denen die Organisation gegenübersteht. In allen Fällen ist zudem eine sorgfältige Ana-

lyse der organisatorischen Kontextfaktoren und eine strategische Planung von entscheiden-

der Bedeutung.62 

Neben diesen beiden Dimensionen kann das Change Management auch in proaktive und 

reaktive Ansätze unterschieden werden. Hierbei werden jeweils differenzierte Ansätze zur 

Bewältigung organisatorischer Veränderungen verfolgt.63  

• Proaktives Change Management bezieht sich auf einen vorbeugenden Ansatz zur Ini-

tiierung organisatorischer Veränderungen, bei dem Organisationen aktiv und voraus-

schauend auf mögliche zukünftige Herausforderungen reagieren und basiert auf der

Idee, dass Organisationen, die frühzeitig Änderungen antizipieren und initiieren, bes-

ser in der Lage sind, sich an neue Bedingungen anzupassen. Dieser Ansatz umfasst

61 Vgl. Bergmann/Garrecht (2021), S. 277�279. 
62 Vgl. Thom/Ritz (2000), S. 107�109. 
63 Vgl. Bergmann/Garrecht (2021), S. 277. 
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eine kontinuierliche Analyse von Markttrends, Technologien und anderen Einflussfak-

toren, um proaktiv auf Veränderungen vorbereitet zu sein.64  

• Reaktives Change Management bezieht sich hingegen darauf, dass organisatorische

Veränderungen als Reaktion auf bereits aufgetretene Probleme oder externe Zwänge

erfolgen. Dies findet vor allem dann Anwendung, wenn Organisationen gezwungen

sind, auf unerwartete Herausforderungen oder Veränderungen in ihrem Umfeld zu

reagieren. Reaktives Change Management ist oft durch eine kurzfristige, anlassbezo-

gene Reaktion auf bestehende Probleme gekennzeichnet.

Der wesentliche Unterschied zwischen beiden Formen liegt somit in der Initiierung des Wan-

dels. Die Wahl zwischen proaktivem und reaktivem Change Management hängt von verschie-

denen Faktoren ab, darunter der Fähigkeit der Organisation, zukünftige Entwicklungen vor-

herzusehen, der Dringlichkeit der Veränderung und der Ressourcenverfügbarkeit. In der Pra-

xis ist eine Kombination beider Ansätze für eine umfassende und flexible Change-Strategie 

möglich.65 Insbesondere bei der Digitalisierung ist der Wandel besonders schnell durch immer 

neu entstehende Innovationen und Technologien. Darauf als Verwaltung vorbereitet zu sein, 

stellt eine besondere Herausforderung dar. 

Die komplexe Struktur und bürokratische Verfahren in öffentlichen Verwaltungen erfordern 

im Rahmen des Change Managements eine differenzierte Herangehensweise. Entscheidungen 

müssen nicht nur auf organisatorischer Ebene getroffen werden, sondern auch gesetzliche 

und regulatorische Rahmenbedingungen berücksichtigen wie zum Beispiel die Datenschutz-

grundverordnung (DSGVO).66 Ein zentraler Aspekt beim Change Management in der öffentli-

chen Verwaltung ist die Notwendigkeit der Beteiligung und Partizipation. Durch den demo-

kratischen Charakter öffentlicher Verwaltungen sollten verschiedene Akteure aktiv in den 

Veränderungsprozess eingebunden werden, um Akzeptanz und Legitimität sicherzustellen.67 

Die langwierigen Entscheidungsprozesse in der öffentlichen Verwaltung, geprägt von politi-

schen Prozessen und Konsensbildung, stellen eine weitere Herausforderung dar. Change 

Management muss die Zeitrahmen dieser Prozesse berücksichtigen und flexible Strategien 

entwickeln, die sich den spezifischen politischen Realitäten anpassen können. Dies hat auch 

zur Folge, dass Change Management eine hohe Anpassungsfähigkeit haben sollte. Denn Stra-

tegien müssen darauf abzielen, auf politische Veränderungen zu reagieren, ohne dabei die 

Kontinuität in der Umsetzung von Veränderungsinitiativen zu gefährden. Die öffentliche Ver-

waltung unterliegt zudem einem erhöhten Maß an Transparenz und Rechenschaftspflicht 

64

65

66

67

Vgl. Lauer (2019), S. 4�7.

Vgl. Schridde (2019), S. 693 f. 

Vgl. Schridde (2019), S. 692. 

Vgl. Schiersmann/Thiel (2011). 
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gegenüber der Öffentlichkeit (im Vergleich zur Privatwirtschaft). Change Management sollte 

daher auf transparente Kommunikationsstrategien setzen und sicherstellen, dass Verände-

rungen im Einklang mit dem öffentlichen Interesse stehen. Insgesamt ist es in der öffentli-

chen Verwaltung erforderlich, eine maßgeschneiderte, sorgfältig durchdachte Strategie, die 

nicht nur organisatorische Veränderungen ermöglicht, sondern auch die demokratischen 

Werte, die Beteiligung der Bürger, Transparenz und Rechenschaftspflicht in den Fokus rückt, 

zu implementieren.68 

Ein Analyseaspekt, mit dem insbesondere das Change Management in der öffentlichen Ver-

waltung betrachtet werden kann, ist die Mikropolitik.69 Diese bezieht sich auf informelle 

Machtstrukturen, taktische Handlungen und individuelle Interessen innerhalb einer Organi-

sation. Im Rahmen des Change Managements wird Mikropolitik zu einem bedeutenden Fak-

tor, weil sie die Art und Weise beeinflusst, wie Veränderungsinitiativen wahrgenommen, 

interpretiert und umgesetzt werden.70 

Grundsätzlich kann Mikropolitik aus zwei Perspektiven betrachtet werden: eine aspektuale 

und eine konzeptionelle.  

1. Im aspektualen Verständnis liegt der Fokus auf dem spezifischen Verhalten einzelner 

organisationaler Akteure, wobei mikropolitisches Handeln als Ausnutzung persönli-

cher Vorteile betrachtet wird und egoistischen Absichten folgt.  

2. Im konzeptionellen Verständnis hingegen werden alle Akteure einer Organisation 

als Mikropolitiker betrachtet, die in ihren jeweiligen Handlungssituationen gemäß ih-

rer individuellen Rationalitäten agieren. Dabei werden politisches Handeln und 

Machtausübung als alltägliche Mechanismen sozialer Beziehungen betrachtet. Ein  

Beispiel sind die unterschiedlichen Interessen von Querschnitts- und Fachabteilun-

gen, die zu negativer Koordination führen können, bei der jede Organisationseinheit 

nur darauf achtet, dass Entscheidungsoptionen nicht zu ihren Lasten gehen. 71 

Eine der zentralen Herausforderungen besteht darin, dass Mikropolitik oft zu Widerständen 

gegenüber Veränderungen führen kann: individuelle Akteure innerhalb der Organisation, die 

ihre eigenen Interessen vertreten, können versuchen, den Veränderungsprozess zu manipu-

lieren oder zu blockieren, um ihre Positionen oder Vorteile zu schützen. Dieser Widerstand 

 

68  Vgl. Müller et al., S. 211�213. 
69  Vgl. grundlegend zur Mikropolitik Bosetzky (2019), Küpper/Ortmann (1988), Neuberger (2006). 
70  Vgl. Hische/Hische (2019), S. 80�83. 
71  Vgl. Scharpf (1972) und zur Frage der Gesamtsteuerung Friedländer (2019), S. 177 f. 
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kann die Effektivität von Change Management erheblich beeinträchtigen.72 Ein weiterer As-

pekt ist die Rolle von informellen Netzwerken. Mikropolitik manifestiert sich zum Teil in der 

Bildung informeller Gruppen, die Macht und Einfluss ausüben können. Bei Veränderungen 

können diese informellen Netzwerke dazu neigen, ihre eigene Agenda zu verfolgen und den 

formellen Änderungsprozess zu untergraben. Die Unsicherheit, die mit organisatorischen 

Veränderungen einhergeht, verstärkt die Bedeutung von Mikropolitik. Individuen können ver-

suchen, Risiken zu ihrem Vorteil zu nutzen, indem sie Informationsflüsse beeinflussen oder 

alternative Narrative schaffen, die ihre Interessen widerspiegeln. Das Management von Mik-

ropolitik erfordert deshalb ein Verständnis der organisatorischen Dynamiken und eine mög-

lichst frühe Information und Einbindung der von Veränderungen betroffenen Akteure. Eine 

transparente Kommunikation, die Einbindung von relevanten Interessengruppen und die 

Schaffung eines Klimas des Vertrauens können dazu beitragen, die negativen Auswirkungen 

von Mikropolitik zu mildern.73 Bei der Verknüpfung von Mikropolitik und Change Management 

in der öffentlichen Verwaltung sind zusätzliche spezifische Herausforderungen zu beachten. 

In öffentlichen Verwaltungen sind politische Einflüsse und Wechsel ein bedeutender Faktor, 

wodurch Mikropolitik verstärkt von politischen Machtstrukturen und parteipolitischen Inte-

ressen beeinflusst wird.74 Weiterhin ermöglicht die komplexe Struktur der Entscheidungspro-

zesse in der öffentlichen Verwaltung, verschiedene Akteure aktiv zu involvieren und deren 

Positionen zu berücksichtigen, zu beeinflussen oder zu schützen. Diese Interaktion verschie-

dener Bereiche und Interessengruppen legt überdies nahe, sich intensiv mit Fragen der  

intersektoralen Zusammenarbeit zu beschäftigen.75 Somit gibt es unterschiedliche Hürden 

und Herausforderungen im Change Management, die durch Mikropolitik entstehen bzw. be-

einflusst werden und somit wesentliche Auswirkungen auf den Erfolg der Prozesse haben.76 

Im weiteren Verlauf dieser Studie wird analysiert, welche Treiber und Hindernisse auf die 

digitalen Change-Management-Prozesse in den sächsischen Kommunen einwirken. Dazu 

wurde im Fragebogen (vgl. Anhang) beispielsweise nach den Rahmenbedingungen gefragt, 

welche die Implementierung eines E-Governance-Prozesses erschweren (B6) oder ob die 

neuen Formen der Arbeitsorganisation Treiber der Verwaltungsdigitalisierung sind (B1).  

Dabei bietet der vorgestellte konzeptionelle Bezugsrahmen zahlreiche Anknüpfungspunkte 

zur MLG-Theorie: so wird bspw. im Folgenden der Einfluss rechtlicher Vorgaben aus Fachver-

fahren, allgemeiner bundes- und landesrechtlicher Vorgaben sowie der Informations- und 

 

72  Vgl. Wrona (2009), S. 87�89. 
73  Vgl. Wrona (2009), S. 93�95. 
74  Vgl. Müller et al., S. 211�213. 
75  Vgl. Kaiser (2021), S. 3�6. 
76  Vgl. Hische/Hische (2019), S. 80�83. 
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Qualifikationsangebote zum Thema �Digitales� abgefragt. Zudem wird der Einfluss von staat-

lichen und nichtstaatlichen Akteuren untersucht, wenn nach dem Anspruch von Bürgern oder 

von lokalen Gewerbetreibenden gefragt wird. Auch die Einbindung von lokalen Akteuren wird 

dabei mit Fragen (C. 3) zur Identifikation relevanter Nutzergruppen oder zu Kommunikati-

onsplattformen analysiert. Zudem wird die vertikale sowie die horizontale Verflechtung der 

Kommunen bspw. mit Fragen zum OZG (B. 4) oder zum interkommunalen Wettbewerb (B. 1) 

berücksichtigt. Auch Fragen zu den Ressourcen (B. 5) und Hindernissen (B. 6) der Digitalisie-

rung, wie zu nicht-finanziellen Hilfestellungen vom Freistaat Sachsen, zur allgemeinen  

finanziellen Ausstattung der Kommunen oder zu weiteren landesspezifischen Strukturen, die 

maßgeblich von den übergeordneten föderalen Ebenen (Bund und Länder) geprägt werden, 

stehen in engem Zusammenhang mit Themen der MLG.  

4. Empirische Untersuchung  

Im folgenden Abschnitt werden die Ergebnisse der zweiten Umfrage des KOMKIS zur Ver-

waltungsdigitalisierung unter den sächsischen Gemeinden präsentiert. Ziel der Umfrage war 

es, die Rahmenbedingungen für die Digitalisierung der kommunalen Verwaltung in Sachsen 

zu analysieren, den Fortschritt der Digitalisierung in den Gemeinden zu untersuchen sowie 

Probleme und Hindernisse zu identifizieren. Da einzelne Themenkomplexe bereits im Rah-

men einer Befragung aus dem Jahr 2021 behandelt worden sind, ist es möglich, Veränderun-

gen und Fortschritte zu identifizieren und vergleichend zu interpretieren.77 

4.1 Forschungsdesign und gewählte Methode 

Das Forschungsdesign, das als Grundlage für Konzeption und Auswertung des teilstandardi-

sierten Fragebogens dient, folgt einem deduktiven Ansatz. Die Methodenauswahl erfolgt 

demnach aufbauend auf den Ergebnissen der inhaltlichen Literaturreche. Die Konzeption 

beruht zudem auf Erfahrungen aus eigenen Befragungen des KOMKIS und der systematischen 

Aufbereitung ähnlicher Kommunalbefragungen.78 Die Umfrage wurde im Zeitraum von Mitte 

Oktober bis Mitte November 2023 durchgeführt. Die 418 sächsischen Städte und Gemeinden 

hatten die Möglichkeit, entweder online oder postalisch an der Befragung teilzunehmen. Die 

Rückläufe aus dem Onlinefragebogen und Postsendungen wurden im Rahmen einer Konsoli-

dierung zusammengeführt, an einzelnen Stellen um Daten aus der amtlichen Statistik ergänzt 

 

77  Die beiden nachfolgenden Unterabschnitt bezüglich der Forschungsmethode und der Beschreibung des 
Datensatzes orientieren sich überwiegend an der vorherigen Untersuchung des KOMKIS und weisen da-
her einige Ähnlichkeit auf. Vgl. Mengs et al. (2022), vgl. darüber hinaus Röber/Hesse/Mengs (2023). 

78  Vgl. Krone/Scheller (2020). 
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und anhand der Einwohnerzahlen gewichtet, um die Größenstruktur in den sächsischen Kom-

munen in den Ergebnissen abzubilden.79 Die konsolidierten Daten80 wurden danach für die 

weitere statistische Auswertung benutzt. Das Vorgehen wird zusammenfassend in Abbil-

dung 2 dargestellt. 

Abbildung 2: Forschungsdesign und Wahl der Methodik 

 
Quelle: eigene Darstellung. 

Der Fragebogen ist in drei Abschnitte unterteilt: Allgemeine Angaben (Teil A)81, Einschät-

zungen zum aktuellen Stand der Digitalisierung (Teil B) und Anwendungsfeldern digitaler 

Lösungen in der Verwaltung (Teil C). Die in den Abschnitten 2 bis 3 durchgeführte inhaltliche 

Analyse bildet die Grundlage für die Fragen in den Teilen B und C des Fragebogens.82 Auf-

grund der zwischen den Gemeindegrößenklassen variierenden Rücklaufquoten ist es erfor-

derlich die Antworten zu gewichten, um genauere Aussagen über die Grundgesamtheit aller 

sächsischen Gemeinden treffen zu können. Ohne diese Gewichtung besteht die Gefahr, dass 

die Ergebnisse durch eine höhere Antwortquote einzelner Gemeindegrößenklassen im Rück-

lauf der Umfrage verzerrt werden, beispielsweise durch eine Überrepräsentation größerer 

Gemeinden. Die Gewichtung der konsolidierten Daten erfolgt in Anlehnung an KRONE und 

SCHELLER nach Gemeindegrößenklassen und wurde in dieser Form bereits in der vorherigen 

 

79  Neben der Zusammenführung wurde auf Dubletten, Vollständigkeit der Merkmalsangaben sowie Plausi-
bilität im Antwortverhalten geprüft. 

80  Der konsolidierte Datensatz setzt sich zunächst aus den postalischen sowie online-gestützten Rückläu-
fen des Fragebogens zusammen. Darauf aufbauend werden auf Grundlage einer Plausibilitäts- und Voll-
ständigkeitsprüfung der Merkmalsträger (Abschnitt A des Fragebogens) die zusammengeführten Rohda-
ten reduziert. Das Ergebnis ist der konsolidierte Datensatz. 

81  Den befragten Kommunen war es freigestellt, ihren Gemeindeschlüssel anzugeben, um einen Abgleich 
mit den Daten der amtlichen Statistik zu ermöglichen. Alternativ wurden die Kommunen gebeten, alle 
notwendigen Merkmalsträger aus der entsprechenden Statistik anzugeben. Diese dienen lediglich zur 
Plausibilisierung der Befragungsergebnisse sowie als Grundlage zur Gewichtung. Eine Identifikation der 
einzelnen Kommune im Rahmen der weiteren Datenauswertung ist nicht vorgenommen worden. 

82  Für weitere Angaben zur methodischen Ausgestaltung des Fragenbogens vgl. Anhang A 1. 
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Analyse des KOMKIS angewendet.83 Die konkreten Schritte können dem Anhang A 2.2 ent-

nommen werden. 

Neben den herkömmlichen deskriptiven statistischen Maßen84 werden zusätzliche statisti-

sche Analysen durchgeführt, um die Signifikanz des Antwortverhaltens sowie mögliche Ant-

wortmuster zu überprüfen. Hierbei werden einfache Zusammenhangsmaße verwendet.85 Die 

spezifische Auswahl der Zusammenhangsmaße richtet sich nach den Skalenniveaus, die in 

den Antwortoptionen vorgesehen sind. Durch die verschiedenen Skalenniveaus ergeben sich 

unterschiedliche Möglichkeiten für statistische Analysen. Besonders ordinal skalierte Daten 

waren dominant, was die Auswahl der Korrelationsanalysen beeinflusst. Durch die Gewich-

tung der Antwortkategorien (basierend auf dem Gemeindegrößenklassenmodell) und die An-

wendung von Korrelationsanalysen können Zusammenhänge im Antwortverhalten der Ge-

meinden identifiziert werden, die Rückschlüsse auf die Rahmenbedingungen des kommuna-

len Verwaltungshandelns zulassen. Diese Ergebnisse werden durch Literaturrecherchen  

ergänzt, um sie in einen größeren Kontext einzuordnen. An einzelnen Stellen werden zudem 

Ergebnisse einer explorativen Faktorenanalyse86 miteinfließen. 

Der Fragebogen wurde an die 418 Städte und Gemeinden im Freistaat Sachsen online über-

mittelt. Insgesamt nahmen 61 Gemeinden an der Befragung teil, was eine Rücklaufquote von 

14,6 % entspricht. Tabelle 1 zeigt einen Überblick über die später verwendete Stichprobe, 

differenziert nach fünf Gemeindegrößenklassen.87 

Tabelle 1: Darstellung der verwendeten Stichprobe 

Einwohnerzahl/ 
Einwohnergrößenklasse 

Anzahl 
Prozentualer 

Anteil  
Stichprobe 

Prozentualer  
Anteil  

Grundgesamtheit 

Gewich-
tungs- 
faktor 

unter 3 000 EW 12 19,7 % 39,5 % 2,01 
3 000 bis unter 5 000 EW 11 18,0 % 23,1 % 1,28 
5 000 bis unter 10 000 EW 18 29,5 % 21,9 % 0,74 
10 000 bis unter 20 000 EW 9 14,8 % 10,4 % 0,70 
20 000 EW und mehr 10 16,4 % 5,1 % 0,30 
Nicht identifizierbar 1 2,0 %   
Summe 61 100 % 100 %  

Quelle: eigene Darstellung, eigene Daten. 

 

83  Vgl. Krone/Scheller (2020); Mengs et al. (2022). 
84  Arithmetisches Mittel, Median, Schiefemaße. 
85  Allgemeine Korrelationsmaße, wie Spearman�s Rho, vgl. Anhang A 2.4. 
86  Die explorative Faktorenanalyse dient zur Dimensionsreduktion. Es wird davon ausgegangen, dass ei-

nige wenige nicht beobachtbare Faktoren existieren, welche die beobachtbaren Variablen beeinflussen 
bzw. deren Korrelations- bzw. Kovarianzstruktur hinreichend erklären können. Zentral ist dabei die 
Anzahl der Faktoren und deren Interpretation. Zur genauen Berechnung der Faktoren und den Annah-
men der Faktorenanalyse vgl. Schlittgen (2011), S. 447�472. 

87  Die Unterteilung der kreisangehörigen Kommunen in fünf Einwohnerklassen folgt der Unterteilung, die 
das Statistische Landesamt des Freistaates Sachsen in seinen statistischen Berichten verwendet. 
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4.2 Deskriptive und explorative Statistik 

Abweichend von der Chronologie des Fragebogens werden vorliegend die Ergebnisse der  

Befragung zu verschiedenen Themenkomplexen zusammengefasst. Entsprechend werden  

Bezüge zu Variablen hergestellt, die in späteren Unterabschnitten diskutiert werden. Die 

Unterabschnitte sind so strukturiert, dass sie in sich konsistent sind und durch Erkenntnisse 

aus den nachfolgenden Abschnitten erweitert werden. 

Die Beschreibung und Interpretation des erhobenen Fragebogens gliedert sich in drei Unter-

abschnitte. (1) Die Untersuchung beginnt mit einer Einschätzung des Status Quos der Ver-

waltungsdigitalisierung. Hier wird unter anderem herausgestellt, wie der Stand der internen 

Voraussetzungen wahrgenommen wird und welche Einzelmaßnahmen bereits ergriffen wor-

den sind. (2) Daran schließt die Darstellung der Erwartungen der sächsischen Kommunen an. 

Die Möglichkeiten der Verwaltungsdigitalisierung werden zunächst dargelegt und diskutiert. 

Dabei werden besonders die Effizienz- und Nutzengewinne betrachtet, die die Gemeinden 

erwarten, sowie verschieden Anwendungsfelder der Digitalisierung und zu digitalisierende 

Leistungen. (3) Anschießend werden die Rahmenbedingungen und Einflussfaktoren analy-

siert, die die Digitalisierungskultur der Kommunen determinieren. Hierzu zählen Treiber und 

Bremser der Digitalisierung in der Verwaltung ebenso wie die verfügbaren Ressourcen.  

4.2.1 Status Quo 

Zum Zeitpunkt der letzten Befragung zur Verwaltungsdigitalisierung durch das KOMKIS im 

Jahr 2021 standen die Digitalisierungsbemühungen der Städte und Gemeinden ganz im Zei-

chen der nahenden Frist zur Umsetzung des OZG zum Ende des Jahres 2022.88 Bereits seiner-

zeit zeichnete sich allerdings ab, dass ein flächendeckendes Erreichen der Vorgaben des OZG 

in Sachsen (sowie in der gesamten Bundesrepublik) innerhalb der Frist nicht zu realisieren 

war. Auch zwei Jahre später ist der Stand der Umsetzung ernüchternd (Abbildung 3). Wenn-

gleich das OZG öffentliche Stellen lediglich dazu verpflichtet, bestehende Verwaltungsleis-

tungen, nicht aber die dahinter liegenden Arbeitsprozesse auch digital anzubieten, gaben 

nur 6 % der sächsischen Gemeinden an, diese Anforderungen bis Ende 2023 umsetzen zu 

können. Dabei ist allerdings nicht auszuschließen, dass die Erfüllung der Vorgaben mit Ablauf 

der Frist schlicht nicht mehr prioritär ist und stattdessen andere Themenbereiche in den 

Vordergrund gerückt sind. 

 

88  Vgl. Mengs et al. (2022), S. 1-5. 
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Abbildung 3: Umsetzung OZG bis Ende 2023 

 

Quelle: eigene Darstellung, eigene Berechnung (n = 60). 

Bei konkreter Betrachtung der Umsetzung digitalisierungsrelevanter Einzelmaßnahmen in 

den sächsischen Städten und Gemeinden lassen sich trotz des auf den ersten Blick ernüch-

ternden Bildes aber durchaus Fortschritte gegenüber dem Stand der Umsetzung vor zwei 

Jahren identifizieren (Abbildung 4). Der überwiegende Anteil der dargelegten Einzelmaßnah-

men befand sich in der letzten Befragung noch in der Planung und ist in der Zwischenzeit in 

die Umsetzungsphase übergegangen.89 Mit dem Aufbau eines Dokumentenmanagementsys-

tems, der Digitalisierung regelmäßig verwendeter Dokumente sowie der Identifikation rele-

vanter Produkte und Dienstleistungen des Verwaltungsbetriebs wurden beispielhaft solche 

Maßnahmen verstärkt abgeschlossen oder begonnen, die bereits bei der letzten Befragung 

von hoher Priorität waren. Auch bei der Einbindung digitaler Geodaten liegt der Anteil der 

Kommunen, die diese Maßnahme bereits umgesetzt haben, mit 22 % deutlich höher als noch 

vor zwei Jahren (7 %). Eine besonders hervorzuhebende Entwicklung betrifft die Ausbildung 

von Digital-Navigatoren mit dem Sächsischen Städte- und Gemeindetag. Das Programm der 

Digital-Lotsen, welches vom Freistaat gefördert wird, war zum Zeitpunkt der letzten Befra-

gungen noch nicht lange etabliert. Umso positiver ist es zu bewerten, dass im Jahr 2023 

bereits etwas mehr als eine von fünf Gemeinden angab, die Ausbildung eines Digital-Naviga-

tors abgeschlossen zu haben. Die Darstellung zeigt auch, dass es sich bei den bereits abge-

schlossenen Maßnahmen, aber auch bei denjenigen, die sich in Umsetzung befinden, vor 

allem um solche handelt, die die inneren Vorgänge in der Verwaltung betreffen. Neben den 

genannten Maßnahmen fällt bspw. auch die E-Akte in diese Kategorie. Auf der anderen Seite 

des Spektrums finden sich dagegen vor allem Verfahren, die die Endnutzer � also Bürgerinnen 

 

89  Vgl. Mengs et al. (2022), S. 73. 
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und Bürger sowie Gewerbetreibende � adressieren. Darunter fallen die Etablierung von Kom-

munikationsplattformen für Bürgerbelange und Gewerbetreibende und die Einbindung von 

Trägern öffentlicher Belange, aber auch die Umsetzung eigener Pilotprojekte. 

Abbildung 4: Umsetzung von Einzelmaßnahmen 

 

Quelle: eigene Darstellung, eigene (58 ≤ n ≤ 61). 
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In einem nächsten Schritt wird eine explorative Faktorenanalyse durchgeführt, mittels de-

rer über korrelative Zusammenhänge mehrere Variablen zu Faktoren zusammengefasst wer-

den können.90 Auf diese Weise können mehrere beobachtbare Variablen zu wenigen latenten 

zusammengefasst werden.91 

Die Ergebnisse der Faktorenanalyse führten zur Gewinnung von drei Faktoren, welche sich 

wie folgt interpretieren lassen:  

1. Identifikation von Handlungsbedarfen: Dieser Faktor korreliert mit den Fragen nach 

der Identifizierung von relevanten Nutzergruppen (C3.1), Handlungsbedarfen (C3.2) 

und relevanten Produkten/Dienstleistungen (C3.3) und bezieht sich auf den planeri-

schen Aspekt. 

2. Ausführung konkreter Maßnahmen: Dieser Faktor steht in Zusammenhang mit der 

Einbindung digitaler Geodaten (C3.11), der Kooperationen mit anderen Kommunen 

(C3.12), der Digitalisierung regelmäßig verwendeter Dokumente (C3.13), Verwen-

dung von X-Standards (C3.14) Schaffung externer Schnittstellen für effizienten  

Datenaustausch (C3.15) und beschreibt die Intensität des operativen Handelns. 

3. Implementierung eines Digital-Navigators: Dieser Faktor bildet die Zusammenhänge 

mit der Einrichtung einer verantwortlichen Stelle, bspw. eines Digital-Navigators 

oder eines Chief Digital Officers (C3.5) und der Ausbildung eines Digital-Navigators 

mit dem Sächsischen Städte- und Gemeindetag (C3.6) ab und bildet damit vor allem 

Vernetzungsaktivitäten ab. 

Die Faktoren wurden genutzt, um Zusammenhänge über eine Korrelation92 mit der Gemein-

degröße festzustellen. Dabei konnte sowohl für die Identifizierung von Handlungsmaßnah-

men (0,33**) als auch die Ausführung konkreter Maßnahmen (0,35**) und die Nutzung Digital-

Navigatoren (0,37**) ein Zusammenhang mit der Einwohnerzahl festgestellt werden. Größere 

Gemeinden setzen also im Durchschnitt mehr um als kleinere Gemeinden. Darüber hinaus 

 

90  Das Kaiser-Meyer-Olkin-Maß gibt einen Wert von 0,62 wieder, was auch hier für eine mittelmäßige Eig-
nung der Daten spricht. 

91  Darüber hinaus ist ein übergeordnetes Ziel die Dimensionsreduktion. Das bedeutet, dass mittels der 
Faktorenanalyse über korrelative Zusammenhänge skalierte Variablen zu inhaltlich zusammenhängen-
den Faktoren zusammengefasst werden, d. h. die Daten werden komprimiert. Dies erleichtert insofern 
die Korrelationsanalyse, weil beispielsweise nicht jede Variable, welche mit einem Faktor entspre-
chend korreliert auf signifikante Korrelationen mit beispielsweise der Einwohnerzahl geprüft werden 
muss, sondern nur die Variable, welche durch die Faktorenanalyse gewonnen wird. 

92  Die Vorzeichen der Korrelationsanalyse geben keine Auskunft über die Wirkungsrichtung, da diese aus 
der vorgenommenen Codierung der Variablen resultieren. Daher ist das Vorzeichen zunächst nachran-
gig. Die korrekte Wirkungsrichtung des berechneten Zusammenhangs wird aus der Interpretation im 
Text deutlich. 
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ergeben sich einige aufschlussreiche Erkenntnisse im Hinblick auf die Ausbildung eines Digi-

tal-Navigators. So wird die Ausbildung von Digital-Navigatoren tendenziell gerade in solchen 

Gemeinden vorgenommen, in denen die Digitalisierung aus einem wahrgenommenen Kosten-

druck (0,45***) erfolgt.93 Entsprechend kann diese durch den Freistaat geförderte Maßnahme 

eine veritable Alternative gerade für finanzschwache Gemeinden darstellen, die nur wenige 

eigene Ressourcen aufbringen können. Darüber hinaus scheint gerade der Druck durch Bür-

gerinnen und Bürger (0,41***) sowie durch Gewerbetreibende (0,45***) Gemeinden zur Aus-

bildung eines Digital-Navigators zu veranlassen. Ein weiteres hervorzuhebendes Ergebnis: 

Kommunen mit eigenem Digital-Navigator sehen deutlich eher die Chance, dass die Digitali-

sierung ihnen die Bearbeitung anspruchsvollerer Aufgaben ermöglicht (0,39***).94 Offensicht-

lich bedarf es in den Verwaltungen der Städte und Gemeinden eines Spezialisten, der den 

Verantwortlichen in der schier unendlichen Vielfalt der Möglichkeiten, die sich durch die 

Digitalisierung ergeben, die tatsächlichen Potenziale aufzeigt. 

4.2.2 Erwartungen 

Die in der öffentlichen Diskussion erwarteten Potenziale einer digitalen Verwaltung sind viel-

fältig und reichen von effizienteren Verfahren über eine erhöhte Standortattraktivität aus 

Sicht von Bürgerinnen und Bürgern sowie Unternehmen bis hin zu besseren Arbeitsbedingun-

gen für die Beschäftigten in den Verwaltungen. Die Fortschritte, die eine Gemeinde im Hin-

blick auf die Digitalisierung ihrer Verwaltung erzielt, werden dabei in erheblichem Umfang 

auch davon abhängen, welche Erwartungen sie an den Prozess wie auch an das Ergebnis 

richtet. Die Kommunalbefragung fokussiert drei Dimensionen. So sollen, erstens, die erwar-

teten verfahrensseitigen Effizienz- und Nutzengewinne herausgestellt werden. Zweitens 

wurden die Kommunalvertreter gebeten, konkrete Anwendungsfelder für digitale Lösungen 

nach ihrer zu erwartenden Nützlichkeit zu beurteilen. Die dritte Dimension betrifft die zu 

erwartenden Auswirkungen auf die Mitarbeiter in den Verwaltungen. 

4.2.2.1 Effizienz- und Nutzengewinne 

Es ist zu vermuten, dass der Digitalisierungsfortschritt in der Verwaltung in hohem Maße mit 

den erwarteten Effizienzsteigerungen und Nutzengewinnen verbunden ist. Als Effizienzge-

winn werden bspw. Kosten- und Zeitersparnisse des Verwaltungshandelns bei einer gegebe-

nen Verwaltungsleistung (Output) betrachtet. Die Steigerung des Nutzens selbst soll aus Per-

spektive der Bürgerinnen und Bürger sowie Gewerbetreibenden beurteilt werden. Aus die-

 

93  Vgl. zu den Treibern der Digitalisierung Kapitel 4.2.3.1. 
94  Vgl. zu den Erwartungen an die Digitalisierung Kapitel 4.2.2. 
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sem Grund wurden die Gemeinden befragt, wie hoch die erwarteten Effizienz- bzw. Nutzen-

gewinne für unterschiedliche Verwaltungsaufgaben nach ihrer Einschätzung für Bürgerinnen 

und Bürger sowie Gewerbetreibende ausfallen. Die Ergebnisse sind in Abbildung 5 illustriert. 

Abbildung 5: Erwartete Effizienzgewinne 

 

Quelle: eigene Darstellung, eigene Daten (58 ≤ n ≤ 61). 

Grundsätzlich werden in jedem Verwaltungsverfahren von einzelnen Gemeinden potenzielle 

Effizienzgewinne erwartet, vor allem bei wiederkehrenden Massenverfahren. Hier sehen 

25 % bzw. 58 % der befragten Kommunen den Effizienzgewinn als sehr hoch bzw. hoch an. 

Auch Antragsverfahren, sowohl für Bürgerinnen und Bürger als auch für Gewerbetreibende, 

werden als Verwaltungsaufgabe wahrgenommen, bei welcher im Durchschnitt sehr hohe (8 % 

bzw. 11 %) respektive hohe (11 % bzw. 38 %) Effizienzgewinne wahrgenommen werden.  

Weniger als die Hälfte der Befragten sehen dem gegenüber (sehr) hohe Effizienzgewinne in 

den Bereichen Behördenübergreifende Verfahren gegenüber Bundes-, Landes- und kommu-

nalen Behörden, Verfahren von Amts wegen für Gewerbetreibende bzw. Bürgerinnen und 

Bürger. Spezialisierte Einzelverfahren werden als Verwaltungsaufgabe betrachtet, in wel-

chen die Effizienzgewinne am seltensten als sehr hoch (6 %) bzw. hoch (18 %) antizipiert 

werden. Daraus lässt sich deutlich erkennen, dass die Effizienzgewinne besonders bei den 

repetitiven Aufgaben erwartet werden, welche vermutlich leichter zu automatisieren bzw. 
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zu digitalisieren sind als spezielle Einzelverfahren und durch die Häufigkeit ihrer Umsetzung 

in besonderer Weise die Generierung von Skalenerträgen ermöglichen.95 Hinsichtlich der Ver-

waltungsdigitalisierung lässt sich das Prinzip der steigenden Skalenerträge so einordnen, dass 

bei einer bereits digitalisierten (Massen-)Aufgabe die Gesamtkosten je Nutzer überproporti-

onal sinken, wenn die Anzahl der Nutzer wächst. Demgegenüber benötigen spezialisierte 

Einzelverfahren umso mehr die Expertise geschulten Personals. 

Abbildung 6: Erwartete Nutzengewinne 

 
Quelle: eigene Darstellung, eigene Berechnung (n = 61).  

Neben der Effizienzsteigerung des Verwaltungshandelns sollte auch die erwartete Steigerung 

der Nutzerzufriedenheit im Hinblick auf die verschiedenen Verwaltungsaufgaben einge-

schätzt werden. Die Ergebnisse sind in Abbildung 6 dargestellt. Trotz (leicht) abweichender 

Fragestellung werden die Nutzensteigerungen der beschriebenen Verwaltungsaufgaben in 

Bezug auf die Steigerung der zu erwartenden Zufriedenheit nahezu identisch wahrgenommen 

wie die Effizienzsteigerung des Verwaltungshandelns. Abweichungen entstehen durch gene-

rell weniger hohe Zustimmungen zu sehr hohen oder hohen Nutzengengewinnen, unabhängig 

 

95  Zu economies of scale der öffentlichen Leistungserbringung vgl. Seitz (2002), S. 12; Zimmermann 
(2019), S. 23 f. 
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von der betrachteten Verwaltungsaufgabe. Das bedeutet, dass die Verwaltungen vor allem 

von Effizienzgewinnen im Verwaltungshandeln und in etwas geringerem Umfang von einer 

Steigerung der Nutzerzufriedenheit auf Seiten der Bürgerinnen und Bürger sowie Gewerbe-

treibenden ausgehen. Dies widerspricht der Intention des OZG-Ansatzes insofern, dass der 

Fortschritt der Digitalisierung im Front-Office zu priorisieren ist, die Verwaltungen jedoch 

größeren Nutzen im Back-Office erwarten. Bemerkenswert ist immerhin, dass es kaum Ab-

lehnung gegenüber den Statements gibt, dass die Digitalisierung der Verwaltungen mit Nut-

zengewinnen einhergeht.  

Mittels einer Korrelationsanalyse wurde ferner untersucht, ob ein Zusammenhang zwischen 

den erwarteten Nutzen- und Effizienzgewinnen und der Größe der jeweiligen Gemeinde 

identifiziert werden kann. Lediglich bei den erwarteten Effizienzgewinnen (Frage B2.5) ließ 

sich ein signifikanter96, mittlerer Zusammenhang (0,27**) mit der Einwohnerzahl feststellen. 

Demnach werden Effizienzgewinne bei wiederkehrenden Massenverfahren am ehesten von 

größeren Gemeinden gesehen. Dies ist wenig überraschend, da unterstellt werden kann, dass 

jene Massenverfahren am meisten in großen Gemeinden zu hohen Auslastungen führen. Zu-

dem kann hier erneut auf die steigenden Skalenerträge hingewiesen werden: Aufgrund der 

schieren Masse der Nutzer bzw. abzuwickelnden Vorgänge lassen sich Kosteneinsparungen 

eher in größeren Gemeinden erzielen. Bei den übrigen Ergebnissen der Frage B2 ließ sich 

kein Zusammenhang mit der Gemeindegröße feststellen. Zwar wird der Nutzen der Digitali-

sierung bei wiederkehrenden Massenverfahren aus beschriebenen Gründen in besonderem 

Maße bei größeren Gemeinden gesehen, dennoch zeigt sich in den übrigen Feldern der Digi-

talisierung, dass die Kommunen Vorteile unabhängig von der Gemeindegröße antizipieren. 

Somit versprechen sich alle Gemeinden eine Verbesserung durch eine fortschreitende Ver-

waltungsdigitalisierung.  

4.2.2.2 Nützlichkeit der Anwendungsfelder digitaler Lösungen 

Die vorangegangenen Ausführungen haben gezeigt, dass sich die sächsischen Kommunen von 

der Verwaltungsdigitalisierung � weitestgehend unabhängig von der Größe der Kommune � 

sowohl verwaltungsseitige Effizienzgewinne als auch nutzerseitige Verbesserungen verspre-

chen. Darauf aufbauend wurden die Kommunalvertreter in einem nächsten Schritt gebeten, 

ihrerseits bis zu fünf Verwaltungsaufgaben ungestützt zu nennen, welche in ihren Gemeinden 

zuvorderst digitalisiert werden sollten.97 Auf diese Weise sollte ein genaueres Bild über die 

Prioritätensetzung in den sächsischen Kommunen und daraus abgeleitet die Nützlichkeit der 

 

96  Als signifikante Korrelation wird ein Zusammenhangsmaß zum 5 % Konfidenzniveau betrachtet und mit 
zwei Sternen (**) gekennzeichnet. Liegt die Signifikanz bei 1 % wird dies durch drei Sterne (***) hervor-
gehoben. 

97  Das heißt, es wurden keine Antwortoptionen vorgegeben. 
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Digitalisierung für einzelne Aufgabenfelder generiert werden. Insgesamt wurden von den 

teilnehmenden Gemeinden 220 Antworten bzw. Aufgabenfelder genannt, welche anschlie-

ßend neun Kategorien zugeordnet wurden. Die Ergebnisse dieser Betrachtung können durch 

Abbildung 7 nachvollzogen werden. Im Weiteren ist exemplarisch angegeben, welche Ant-

worten den jeweiligen Kategorien zugeordnet wurden (Tabelle 2). 

Tabelle 2: Kategorien der zuvorderst zu digitalisierenden Verwaltungsaufgaben 

Kategorie Beispielantworten 

1. Meldewesen und  

Antragsstellung 

Antragsmanagement, Onlineantragsstellungen in  

allen Fachämtern, Veraltungsdienstleistungen 

2. Interne Vorgänge der 

Verwaltung 

Kommunikation, OZG, Dokumentenmanagement 

3. Finanzen, Rechnung, 

Bezahlung 

Elektronischer Rechnungslauf, Finanzbuchhaltung, 

Kommunales Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 

4. Gewerbeangelegen-

heiten 

Gewerbewesen, Gewerbeangelegenheiten,  

Gewerbean-, -ab- und -ummeldungen 

5. Ordnungswesen Ordnungswesen, Ordnungsverwaltung, Bußgeldverfah-
ren 

6. Steuerliche Angelegen-
heiten 

Steuerveranlagung, Steuern und Abgaben,  
Grundsteuer 

7. Schulen und Kitas Antrag Kita-Platz, Apps für Schulen und Kitas,  
Verwaltung Kindertagesstätten 

8. E-Akte Ausschließlich direkter Bezug zur E-Akte 

9. Sonstiger Verwaltungs-
service 

Ticketsystem, Fundbüro, Wahlorganisation 

Quelle: eigene Darstellung, eigene Daten (n = 61). 

Der höchste Anteil der genannten Aufgaben entfällt auf die Kategorie Meldewesen und An-

tragsstellung. 71 Antworten (31 %) ließen sich dieser Kategorie zuweisen. Danach folgen die 

Kategorien interne Vorgänge (58 Antworten, 26 %) und Finanzen, Rechnungen, Bezahlun-

gen (34 Antworten, 16 %). Die Antworten, welche diesen drei Kategorien zugewiesen werden 

konnten, machen zusammen knapp 75 % aller Antworten aus. Hier sehen die sächsischen 

Gemeinden somit den größten Mehrwert. Mit diesen Nennungen werden die im vorherigen 

Abschnitt skizzierten Befragungsergebnisse bestätigt, wonach der größte Nutzen der Digita-

lisierung bei häufig wiederkehrenden Verfahren zu erwarten ist. Auffällig ist, dass nur we-

nige Gemeinden die Einführung der E-Akte für besonders dringlich halten. Lediglich sieben 

Kommunen betrachten die E-Akte als prioritäre Aufgabe. Dies untermauert die Ergebnisse 
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der letzten Befragung zur Verwaltungsdigitalisierung. So konnte seinerzeit festgestellt wer-

den, dass es zunächst darauf ankommt, Geschäftsprozesse zu optimieren, während die E-

Akte den �Schlussstein� der internen Verwaltungsdigitalisierung darstellt.98 

Abbildung 7: Kategorisierung der zuvorderst zu digitalisierenden Aufgaben 

 
Quelle: eigene Darstellung, eigene Daten (n = 61), Mehrfachnennungen möglich (insgesamt 220 Nennungen). 

Die bisherigen Betrachtungen fokussierten auf die Verfahrensebene innerhalb der Gemein-

deverwaltungen. Ein weiteres Erkenntnisinteresse bestand dahingehend, ob es auch über 

diese �klassischen� Verwaltungsaufgaben hinaus weitere Anwendungsfelder gibt, in denen 

die Kommunen Potenziale durch digitale Lösungen sehen. Die Ergebnisse der Befragung zu 

diesem Bereich sind in Abbildung 8 dargestellt. Generell ist dabei positiv hervorzuheben, 

dass in den meisten vorgegebenen Anwendungsfeldern die Digitalisierung weit überwiegend 

als nützlich betrachtet wird. Dies bestätigt erneut das Bild, dass die Kommunen in Sachsen 

grundsätzlich offen für die digitale Weiterentwicklung ihrer Aufgabenfelder sind. An vorders-

ter Stelle erscheinen hier mit der digitalen Zahlungsabwicklung und dem digitalen Bürgerser-

vice erneut klassische Massenverfahren. Daran schließen allerdings mit der Nutzung digitaler 

Gebäudedaten und Straßennetze auch komplexere Verfahren an, die mit einem deutlich grö-

ßeren Umsetzungsaufwand verbunden sind, der es dringend geboten erscheinen lässt,  

Erkenntnisse und Erfahrungen aus dem Change Management zu nutzen. Andere Bereiche wie 

die digitale Sensorik oder die Erstellung eines digitalen Zwillings, die das Feld der Smart City 

tangieren, erfahren zwar einerseits vergleichsweise niedrige Zustimmungswerte, gleichzei-

tig aber auch kaum Ablehnung. Der hohe Anteil Kommunalvertreter, die hier mit �Weiß 

 

98  Vgl. Mengs et al. (2022), S. 76 f. 
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nicht� oder �Keine Angabe� geantwortet haben, lässt vielmehr darauf schließen, dass im 

Hinblick auf die Etablierung und Nutzung derartiger Anwendungen bislang noch keine umfas-

senden Erfahrungen gemacht worden sind.  

Abbildung 8: Anwendungsfelder der Digitalisierung 

 
Quelle: eigene Darstellung, eigene Daten, (59 ≤ n ≤ 61). 

Ein Zusammenhang der Gemeindegröße in Form der Einwohnerzahl konnte mit den Anwen-

dungsfeldern digitale Stellenausschreibungen (0,42***), digitale Zahlungsabwicklungen 

(0,38***) und digitale Bescheide (0,27**) nachgewiesen werden, die sich erneut allesamt in 

die Kategorie der wiederkehrenden Massenverfahren einordnen lassen. Größere Gemeinden 

müssen bei solchen Aufgaben überproportional viele Ressourcen binden, wodurch die Ein-

sparungspotenziale durch digitale Lösungen hier besonders hoch ausfallen dürften.  
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Im Rahmen einer Faktorenanalyse konnten die Zusammenhänge zwischen den Ergebnissen 

der Frage zur Nützlichkeit verschiedener Anwendungsfelder zu drei Faktoren zusammenge-

fasst werden.99 Diese Faktoren lassen sich wie folgt interpretieren100: 

1. Digitale Infrastruktur: Zusammenfassung der Maßnahmen Digitale Straßennetze,  

Digitale Radwege, digitale Gebäudeplanung und Digitaler Zwilling der Gemeinde. 

2. Digitale Verwaltungsdienstleistung: Zusammenfassung der Maßnahmen Digitale  

Bescheide, digitaler Bürgerservice und Digitale Terminkoordination. 

3. Digitale Planung interner Verwaltungsprozesse: Digitale Stellenausschreibungen,  

Digitale Bürgerbeteiligung und Digitale kommunale Wärmeplanung. 

Die drei Faktoren wurden ebenfalls einer Korrelationsanalyse unterzogen, um Zusammen-

hänge mit der Gemeindegröße zu überprüfen. Es ergab sich lediglich ein Zusammenhang mit 

dem dritten Faktor (0,43***). Die Nützlichkeit der Digitalisierung im Bereich interner Verwal-

tungsprozesse wird somit mehr von größeren Gemeinden gesehen als von kleineren. Dieser 

Zusammenhang basiert auf den komplexeren (Verwaltungs-)Strukturen größerer Gemeinden, 

welche zu einem gewissen Grad gezwungen sind, Prozesse zu automatisieren. Infrastruktur 

und Verwaltungsdienstleistungen sind demgegenüber relevante Verwaltungsbereiche unab-

hängig von der Gemeindegröße.  

4.2.2.3 Auswirkungen der Digitalisierung auf die Arbeitssituation  

Wie bereits in Kapitel 3.3 beschrieben, führt die Digitalisierung der Verwaltung zu großen 

Veränderungen der Arbeitsprozesse, die sowohl die konkreten Arbeitsabläufe als auch die 

Rollen, Funktionen, Erwartungen und Befürchtungen der Mitarbeiter betreffen. Ein erfolg-

reiches Change Management muss dabei die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bestmöglich in 

die Veränderungsprozesse einbeziehen und gleichzeitig ihre Sorgen und Bedenken auf dem 

Weg zur digitalen Verwaltung berücksichtigen. Der Frage, wie in den sächsischen Verwaltun-

gen seitens der Mitarbeiter auf die Digitalisierung ihres Tätigkeitsfeldes geblickt wird, wurde 

im Rahmen dieser Studie thesengeleitet nachgegangen. Bei der Formulierung der Thesen 

wurde zwischen personal-, prozess- und fortbildungsbezogenen Themen unterschieden. 

 

99  Die Kommunalität der drei Faktoren beträgt 0,98, d. h. mittels der drei Faktoren können 98 % der Ge-
samtvarianz der Ergebnisse erklärt werden. Das Kasiser-Meyer-Olkin-Maß beträgt 0,62. Das bedeutet 
die Daten sind mittelmäßig für die Faktorenanalyse geeignet.  

100  Die Interpretation jeder Faktorenanalyse ist rein subjektiv und den Forschenden überlassen, da es 
keine Möglichkeit existiert die korrelative Zusammenführung verschiedener Variablen zu einem Faktor 
objektiv zu bewerten. Lediglich die Güte der Faktorenanalyse kann anhand statistischer Kennzahlen 
bewertet werden. Vgl. Schlittgen (2011), S. 447. 
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Abbildung 9: Personalbezogene Thesen 

 

 

 

 

Quelle: eigene Darstellung, eigene Berechnung (60 ≤ n ≤ 61). 

Mit Blick auf die personalbezogenen Thesen (Abbildung 9) lassen sich verschiedene Stim-

mungsbilder ausmachen. So ist zunächst als positiv zu bewerten, dass 98 % der Befragten in 

der Digitalisierung nicht vornehmlich ein Mittel zum Personalabbau sehen. Die bisher prä-

sentierten Ergebnisse lassen vielmehr darauf schließen, dass die Chancen der Digitalisierung 

vor allem in einer Vereinfachung der Routinetätigkeiten gesehen werden. Auch die These, 

dass die Verwaltungsdigitalisierung zur Dequalifizierung des Personals beiträgt, wird von 

70 % eher oder vollständig abgelehnt. Die Vertreter der Verwaltungen teilen somit wenig 

negative Stereotype bezüglich der Verwaltungsdigitalisierung. Uneinigkeit herrscht dahinge-

hend, ob digitale Lösungen analogen grundsätzlich überlegen sind. Hier halten sich die  
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Ansichten die Waage. Dabei ist denkbar, dass gerade langjährig Beschäftigte der Digitalisie-

rung ihres Tätigkeitsfeldes eher skeptisch gegenüberstehen. Dies würde sich mit dem Ergeb-

nis decken, dass etwa zwei Drittel der Befragten berichten, dass gerade solche langjährigen 

Mitarbeiter in den Verwaltungen Angst vor Orientierungslosigkeit im Zuge des Digitalisie-

rungsprozesses verspüren. Nur 27 % stimmt dieser Aussage nicht oder eher nicht zu. Interes-

santerweise existiert hier ein Zusammenhang mit der der Qualität des IT-Personals, d. h. je 

höher die Qualität des IT-Personals eingeschätzt wird, desto eher fürchten die Befragten 

eine Überlastung der langjährig Beschäftigten (0,37***). Hier existieren verschiedene Inter-

pretationsansätze. Zum einen könnte sich dieser Umstand auf die Tendenz eines Digital  

Divide zurückführen lassen (vgl. Kapitel 2). Unterstellt man, dass auch die Geschwindigkeit 

des Digitalisierungsprozesses mit der Qualität des IT-Personals steigt, kann es passieren, dass 

sich im Umgang mit digitalen �Werkzeugen� weniger erfahrene Mitarbeiter schnell überfor-

dert fühlen. Dies könnte wiederum das Gefühl von Orientierungslosigkeit steigern. Zum an-

deren stellt sich die Frage nach der Rolle des IT-Personals. Solange es sich in seiner Arbeit 

auf rein technische Fragen beschränkt, dürfte sich die Unsicherheit des allgemeinen Verwal-

tungspersonals in Grenzen halten. In dem Moment, wo der IT-Bereich � selbst in guter  

Absicht � sich mit seiner Expertise auch mit fachlichen Angelegenheiten beschäftigt, könnte 

dies als Einmischung und Bedrohung der eigenen Position wahrgenommen werden. In solchen 

Situationen, in denen Mitarbeiter eine Verschlechterung ihrer Position befürchten, ist es 

besonders dringlich, den Veränderungsprozess mit einem effektiven Change Management zu 

steuern. 

Die Ergebnisse der prozessbezogenen Thesen werden in Abbildung 10 dargestellt. Nach der 

sog. Curtailment-These, welche in Kapitel 3 beschrieben wurde, werden mit der zunehmen-

den Implementierung technischer bzw. digitaler Anwendungen innerhalb der Verwaltung die 

Entscheidungsspielräume der einzelnen Mitarbeiter eingeschränkt.101 Dies wiederum kann 

auf Seiten der Beschäftigten tendenziell zu Frustration und Unzufriedenheit führen. Eine 

Mehrheit von knapp zwei Dritteln der sächsischen Kommunen � unabhängig von der Größe 

der Gemeinden � sieht diese Sorge aber als eher unbegründet an. Das Ergebnis deckt sich 

grundsätzlich mit dem Resultat aus der vergangenen Umfrage zur Verwaltungsdigitalisierung, 

wenngleich der Grad der Ablehnung dieser These seinerzeit sogar noch etwas höher lag. Die 

überwiegende Mehrheit der Befragten (knapp drei Viertel) ist nach wie vor der Ansicht, dass 

die Digitalisierung die Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben unterstützt. Ob die Digitalisie-

rung die Erfüllung anspruchsvollerer Verwaltungsaufgaben ermöglicht, ist mit Blick auf die 

Befragungsergebnisse nicht eindeutig. 38 % stimmten eher bzw. voll zu, 48 % stimmen der 

 

101  Vgl. Döring/Löbel (2020), S. 625. 
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These eher oder gar nicht zu. Dabei lässt sich sowohl ein Zusammenhang mit der Gemeinde-

größe (0,37***) als auch mit einzelnen Parametern der Ressourcenausstattung, konkret der 

Anzahl der Personalstellen (0,32**) und der Qualifikation des IT-Personals (0,33**), nachwei-

sen. Folglich begreifen größere Gemeinden die Digitalisierung eher als Chance, um der Er-

füllung anspruchsvollerer Verwaltungsaufgaben nachzukommen. Eine mögliche Erklärung 

liegt darin, dass gerade größere Gemeinden Ressourcen, die durch die Digitalisierung von 

Massenverfahren frei werden (vgl. Abschnitt 4.2.2.1), für die Erbringung komplexerer Auf-

gaben und den damit einhergehenden Change Management Prozess aufbringen können. Eine 

ähnliche Interpretation lässt sich zur Anzahl der Personalstellen treffen.  

Abbildung 10: Prozessbezogene Thesen 

 

 

 

Quelle: eigene Darstellung, eigene Berechnung (60 ≤ n ≤ 61). 

Aufgrund des signifikanten Zusammenhangs mit der Qualität des IT-Personals lässt sich zu-

dem vermuten, dass qualifiziertes Personal dazu in der Lage ist, die unterschiedlichen Ein-

satzmöglichkeiten für digitale Lösungen darzustellen bzw. zu demonstrieren. Dies untermau-

ert die Beobachtung von Abschnitt 4.2.1, dass bspw. Digital-Navigatoren in der Lage sind, 

die Bandbreite an Möglichkeiten digitaler Lösungen dem übrigen Personal aufzuzeigen. 
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Abbildung 11: Fortbildungsbezogene Thesen 

 

 

 

Quelle: eigene Darstellung, eigene Berechnung (n = 61). 

Im Bereich Weiterbildungs- und Schulungsmöglichkeiten ist das Stimmungsbild nicht eindeu-

tig (Abbildung 11). Demnach geben 57 % der befragten Gemeinden an, dass Beschäftigte der 

Gemeinden an Fortbildungen sowie Schulungen teilnehmen können. 33 % sehen diese Op-

tionen in ihrer Verwaltung eher nicht oder nicht gegeben. Dieses Ergebnis stellt sich unab-

hängig von der Gemeindegröße ein. Auch bei der Nutzung von Anwendungen, die über die 

bekannten Standards hinausgehen, ist das Bild geteilt. 50 % stimmen eher zu, 42 % nicht 

oder eher nicht. Ein Zusammenhang mit der Gemeindegröße lässt sich auch hier nicht aus-

machen. Dagegen besteht ein positiver Zusammenhang mit der ausreichenden Verfügbarkeit 

von Software (0,37 **), was wiederum naheliegend ist, da entsprechende Software die tat-

sächliche Voraussetzung fortgeschrittener Anwendungen ist. Ebenso besteht ein positiver 

Zusammenhang mit der Verfügbarkeit von IT-Personalstellen (0,32**). Dabei lässt sich ver-

muten, dass das IT-Personal durch seinen fachlichen Hintergrund eine entsprechende Exper-

tise in weiterführenden Anwendungen mitbringt, von der wiederum die Verwaltung in Gänze 

profitieren kann. Ähnliche Überlegungen lassen sich hinsichtlich der nicht-finanziellen Hil-

festellungen des Freistaats (0,28**) und hier vor allem der Digital-Lotsen anstellen. Auch bei 

der Möglichkeit, Lern- und Anwendungsmöglichkeiten für neue digitale Werkzeuge und 
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Prozesse in der Verwaltung zu nutzen, ist das Bild geteilt. 49 % der Gemeinden geben an, 

dass diese Möglichkeit besteht, bei 40 % der Gemeinden ist sie nicht gegeben. Die Korrelati-

onsanalyse offenbart ähnliche Zusammenhänge wie zur vorangegangenen Fragestellung. So 

existieren positive Zusammenhänge mit den als ausreichend eingeschätzten Personalstellen 

(0,4***), IT-Personalstellen (0,36***), der Qualität des IT-Personals (0,28**), Software (0,3**) 

und nicht-finanzieller Unterstützung des Freistaats (0,28**). Die Ergebnisse der Korrelations-

untersuchung können aufgrund der Höhe der Koeffizienten ähnlich wie die vorherigen inter-

pretiert werden: Die angemessene Ausstattung mit entsprechenden Ressourcen ist eine not-

wendige, aber keine hinreichende Bedingung für die Verfügbarkeit von Lern- und Anwen-

dungsmöglichkeiten für neue digitale Werkzeuge und Prozesse. 

4.2.3 Rahmenbedingungen/Einflussfaktoren 

Nachdem bereits dargelegt wurde, wie sich der Stand der Verwaltungsdigitalisierung der 

sächsischen Kommunen entwickelt hat und welche Erwartungen die Kommunalvertreter da-

mit verbinden, soll im Folgenden herausgestellt werden, welche Faktoren Einfluss auf die 

Digitalisierungsbemühungen in den Kommunen haben. Dabei sollen sowohl die zentralen 

Triebkräfte als auch förderliche sowie hemmende Rahmenbedingungen identifiziert werden. 

4.2.3.1 Treiber der Digitalisierung 

Abbildung 12 zeigt die Ergebnisse der Befragung zu den Triebkräften der Verwaltungsdigita-

lisierung in Sachsen. Bei der letzten Kommunalbefragung vor zwei Jahren � wenige Monate 

vor Umsetzungsfrist für die Vorgaben des OZG - wurden insbesondere rechtliche Vorgaben 

als Treiber der Digitalisierung wahrgenommen. Obwohl diese nach wie vor relevant sind � 

30 % der Gemeinden betrachten rechtliche Vorgaben aus Fachverfahren immer noch als ei-

nen wichtigen Treiber � haben verwaltungsinterne Aspekte mittlerweile deutlich an Bedeu-

tung gewonnen. Deutlich wird dies vor allem daran, dass eine von der Verwaltungsspitze 

gelebte Digitalisierungskultur im Rahmen der aktuellen Befragung als zentraler Faktor für 

Digitalisierungsfortschritte betrachtet wird. 44 % der Befragten stimmen dem mindestens 

eher zu. Auch die Einschätzungen zu Möglichkeiten für neue Formen der Arbeitsorganisation 

(40 %) sowie zur Bedeutung interner Vorgaben der Verwaltungsspitze (36 %) sprechen dafür, 

dass die Bedeutung verwaltungsinterner Faktoren steigt. Die Zustimmung zu internen Vorga-

ben der Verwaltungsspitze liegt zudem deutlich höher als noch bei der Befragung aus dem 

Jahr 2021.  
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Abbildung 12: Einschätzung der Treiber der Digitalisierung 

 
Quelle: eigene Darstellung, eigene Berechnung (59 ≤ n ≤ 61). 

  



 

38 
 

Diese Ergebnisse bestätigen die Befunde anderer Studien, die der Unterstützung seitens der 

Führungsebene eine wichtige Rolle bei der Umstellung auf eine digitale Verwaltung zuschrei-

ben.102 Sie können (vorsichtig) optimistisch so interpretiert werden, dass sich die Digitalisie-

rung immer mehr zu einem selbsttragenden Transformationsprozess in den kommunalen Ver-

waltungen entwickelt. Die Tatsache, dass 40 % der Gemeinden eine neue Arbeitsorganisation 

als relevanten Faktor betrachten, deutet darauf hin, dass die Vorteile einer digitalen Ar-

beitsweise zunehmend auch nach der Krisenphase durch die Corona-Pandemie gesehen und 

geschätzt werden.  

Im Gegensatz dazu haben Beratungsunternehmen kaum nennenswerten Einfluss auf die Be-

mühungen zur Digitalisierung innerhalb der Verwaltung, was sich ebenfalls mit den Ergeb-

nissen der Umfrage von 2021 deckt. Denkbar ist, dass die Kommunen eine (möglicherweise 

langfristige) Bindung an Unternehmensberatungsgesellschaften scheuen und stattdessen 

stärker daran interessiert sind, das Know-how zur Digitalisierung �in-house� zu entwickeln. 

Auffällig ist, dass der empfundene Druck seitens der lokalen Gewerbetreibenden als gering 

eingeschätzt wird. Dies überrascht insofern, als dass gerade Unternehmen an einer Reduzie-

rung der Bürokratiekosten im Zuge der Verwaltungsdigitalisierung interessiert sein sollten. 

Ferner wird die Digitalisierung im Unternehmensbereich oftmals als fortgeschrittener ange-

sehen als in den öffentlichen Verwaltungen, sodass im Umkehrschluss eine entsprechende 

Erwartungshaltung seitens der Privatwirtschaft gegenüber der Standortkommune zu erwar-

ten wäre.103 

Insgesamt zeigt sich, dass die wesentliche Veränderung im Vergleich zur vorherigen Befra-

gung darin liegt, dass Fortschritte bei der Digitalisierung deutlich weniger von externen 

(rechtlichen) Faktoren induziert werden, sondern zunehmend von den Kommunalverwaltun-

gen selbst vorangetrieben werden. Wie in der letzten Studie wurden auch diesmal Interde-

pendenzen zwischen den Treibern untersucht. Das Ergebnis zeigt Abbildung 13: Zusammen-

hänge zwischen Digitalisierungstreibern 

Die Größe der äußeren Kreise stellt dar, wie viele Gemeinden den jeweiligen Treiber als 

großen Treiber wahrnehmen, die innere Kreise zeigen, wie viele Gemeinden den Treiber als 

sehr großen Treiber begreifen. Die Abbildung verdeutlicht zudem anschaulich, dass die 

größten Treiber der Verwaltungsdigitalisierung die internen Vorgaben der Verwaltungs-

spitze, die gelebte Digitalisierungskultur sowie neue Formen der Arbeitsorganisation, bspw. 

 

102  Vgl. Röber/Hesse/Mengs (2023), S. 155 f. 
103  Dieses Ergebnis ist etwas kontraintuitiv, da Unternehmen tatsächlich über Defizite hinsichtlich digita-

ler Lösungen in den Verwaltungen klagen. Es muss beachtet werden, dass die Fragebögen von Kommu-
nalvertretern beantwortetet wurden. D. h., dass die Ergebnisse auf der Wahrnehmung dieser basieren 
und nicht zwangsläufig den Ist-Zustand abbilden. 
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Home-Office, sind. Dennoch spielen rechtliche Vorgaben noch immer eine große Rolle. Wer-

den die Zusammenhänge zwischen den Treibern untersucht, ist festzustellen, dass die Trieb-

kräfte der rechtlichen Vorgaben negativ mit der gelebten Digitalisierung (-0,27**) bzw. den 

internen Vorgaben (-0,32**) zusammenhängen. Wenn interne Vorgaben und/oder die gelebte 

Digitalisierungskultur als großer Treiber wahrgenommen werden, spielen für die Gemeinden 

rechtliche Vorgaben eine untergeordnete Rolle. Dass rechtliche Vorgaben in der Gesamt-

schau dennoch nach wie vor eine vergleichsweise große Bedeutung haben, deutet darauf hin, 

dass die intrinsische Motivation in einigen Kommunen noch ausbaufähig ist. Da davon auszu-

gehen ist, dass eine gelebte Digitalisierungskultur mit entsprechenden Vorgaben für die Ar-

beit in den Verwaltungen einhergeht, ist die hohe Korrelation zwischen beiden Größen 

(0,75***) nicht überraschend.  

Abbildung 13: Zusammenhänge zwischen Digitalisierungstreibern 

 

Quelle: eigene Darstellung, eigene Berechnung (59 ≤ n ≤ 61). 

Weitere Zusammenhänge bestehen zwischen bestehenden IT-Lösungen bzw. dem Anspruch 

der Gewerbetreibenden und den Informations- und Qualifikationsangeboten sowie dem  

Interkommunalen Wettbewerb. Diese Treiber können dem Bereich digitale Infrastruktur und 

Rahmenbedingungen zuordnen lassen. Diese hängen zwar stärker miteinander zusammen, 

die Größe der Kreise gibt allerdings zu erkennen, dass diese als eher untergeordnete Treiber 

zu betrachten sind. Somit können auch größere Korrelationen eher vernachlässigt werden. 
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4.2.3.2 Mangelnde Ressourcen und weitere Bremser 

Neben dem verwaltungsinternen Willen zur Gestaltung der Digitalisierung stellen die Verfüg-

barkeiten personeller, finanzieller und technischer Ressourcen weitere zentrale Faktoren im 

Prozess der digitalen Transformation dar. Wie bereits im Rahmen der Studie aus dem Jahr 

2021 war die Ressourcenfrage daher auch in der aktuellen Umfrage wieder ein wichtiges 

Thema. Die Ergebnisse können Abbildung 14 entnommen werden. Die grundlegenden Ten-

denzen konnten aus der letzten Befragung bestätigt werden. So stellt die Verfügbarkeit der 

notwendigen Hard- und Software in den sächsischen Kommunalverwaltungen weniger ein 

Problem dar, wenngleich die Ergebnisse hier etwas schlechter ausfallen als vor zwei Jahren. 

Dass das Vorhalten der entsprechenden Hardware dabei leichter zu fallen scheint als bei der 

Software, ist wahrscheinlich darauf zurückzuführen, dass Hardware in den meisten Fällen 

wesentlich langlebiger ist als Software, für welche deutlich regelmäßiger Updates bzw.  

Erweiterungen notwendig sind. Auf der anderen Seite des Spektrums stellt die Frage der 

Personalausstattung nach wie vor die Achillesferse der Verwaltungsdigitalisierung in Sachsen 

dar. Dies bezieht sich auf das gesamte Verwaltungspersonal und nicht nur auf die IT-Fach-

kräfte. Darüber hinaus werden erhebliche Defizite bei den digitalen Kompetenzen des allge-

meinen Verwaltungspersonals gesehen.   

Abbildung 14: Verfügbarkeit von Ressourcen 

 
Quelle: eigene Darstellung, eigene Berechnung (60 ≤ n ≤ 61). 
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Knapp 80 % der Kommunalvertreter sehen hier moderate bis deutliche Engpässe. Der öffent-

liche Dienst hat gerade im Wettbewerb um qualifiziertes IT-Personal mit strukturellen Nach-

teilen gegenüber der Privatwirtschaft zu kämpfen, die vor allem aus den im Vergleich zum 

Privatsektor starren Gehaltsstufen, den traditionellen Einstellungsverfahren, unflexiblen 

Strukturen und hierarchisch organisierten Laufbahnen sowie insgesamt unflexibleren Weiter-

bildungsmöglichkeiten resultieren.104 Die Qualifikation des allgemeinen Verwaltungsperso-

nals für die digitale Verwaltung ist dagegen ein Aspekt, der sich schwieriger durch struktu-

relle Faktoren erklären lässt. Hier muss wiederum das Change Management anknüpfen, An-

reize zur (Weiter-)Bildung und Qualifikation zu setzen, die Nützlichkeit digitaler Lösungen 

im Verwaltungsalltag herauszustellen und auch diejenigen Beschäftigten �mitzunehmen�, 

die Vorbehalte gegen Veränderungen der Prozessabläufe haben. Fehlende digitale Kompe-

tenzen des Verwaltungspersonals können weder hingenommen werden, noch kann auf die 

Hoffnung gesetzt werden, dass diese durch personelle Neuzugänge �von selbst� verschwin-

den. Begrüßenswert ist in diesem Zusammenhang die wachsende Bedeutung interner Moti-

vationsfaktoren für die Digitalisierung der kommunalen Verwaltungen. 

Auch die finanzielle Ausstattung im Allgemeinen wird in 85 % der Gemeinden als unzu-

reichend betrachtet. Der Mangel an finanziellen Ressourcen besteht unabhängig von der 

Größe der Gemeinde, während das personelle Problem sowohl in qualitativer als auch in 

quantitativer Hinsicht insbesondere die kleineren Kommunen stärker betrifft. So existieren 

Zusammenhänge zwischen der Einwohnerzahl und der Einschätzung der Anzahl der Personal-

stellen (0,27**), der Anzahl der IT-Fachkräfte (0,34***) und der Qualifizierung des IT-Perso-

nals (0,69***). Neben dem Umstand, dass in ländlichen Regionen in Sachsen ohnehin seit 

Langem rückläufige Bevölkerungszahlen verzeichnet werden, was auch die Standortattrakti-

vität für Unternehmen senkt, wird hier die Möglichkeit der außertariflichen Bezahlung ver-

mutlich weniger genutzt als bspw. in den Großstädten. Eine mögliche Lösung speziell für den 

ländlichen Raum kann in verstärkter interkommunaler Zusammenarbeit bzw. der Nutzung 

von Shared Services bestehen, welche auf eine Bündelung von Ressourcen und die Nutzung 

von Größenvorteilen abzielen.105 Eine erfreuliche Entwicklung lässt sich dagegen mit Blick 

auf die Hilfestellungen des Freistaates ausmachen. Während in der vergangenen Befragung 

lediglich eine von 20 Kommunen angab, dass der Freistaat ausreichend Unterstützungsange-

bote machte, trifft dies zwei Jahre später bereits auf jede dritte Gemeinde zu. Dabei ist vor 

allem das Digital-Lotsen-Programm hervorzuheben, welches vom Freistaat kofinanziert wird 

und das zum Zeitpunkt der letzten Befragung noch relativ neu und daher eher unbekannt 

war.  

 

104  Für eine detailliertere Auseinandersetzung, vgl. unter anderem Mergel (2019), S. 165�169. 
105  Vgl. Schuppan (2019); vgl. zur interkommunalen Zusammenarbeit in Sachsen Kratzmann (2020). 
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Abbildung 15: Erschwerende Rahmenbedingungen 

 

Quelle: eigene Darstellung, eigene Berechnung (60 ≤ n ≤ 61). 

Die Problematik, qualifiziertes Personal in ausreichender Zahl zu rekrutieren, wird auch bei 

der Frage nach den Rahmenbedingungen deutlich, die einer erfolgreichen Digitalisierung der 

Kommunalverwaltungen entgegenstehen (Abbildung 15). Vier von fünf Kommunalvertretern 

sind der Ansicht, dass sowohl die qualitativen als auch die quantitativen Engpässe beim Per-

sonal eine Hürde auf dem Weg zur digitalen Verwaltung darstellen. Nicht überraschend kor-

reliert die Zustimmung zu dieser These mit den entsprechenden Angaben zur Verfügbarkeit 

personeller Ressourcen sowie zur finanziellen Ausstattung (-0,26**), womit sich Interdepen-

denzen zwischen der Finanzlage einer Kommune und der Möglichkeit zur Anstellung qualifi-

zierten Personals bestätigen lassen. Ähnlich problematisch werden komplizierte Anforderun-

gen bspw. im Hinblick auf die technische Ausstattung gesehen. Auch hier bestehen � wenig 

überraschend � signifikante Zusammenhänge mit der Verfügbarkeit von qualifiziertem IT-

Personal (-0,31**) und der finanziellen Ausstattung (-0,27**), darüber hinaus aber auch mit 

entsprechender Hardware (-0,26**). Daraus lässt sich schließen, dass für kompliziertere Pro-

zesse ein Zusammenspiel aus verschiedenen Ressourcen notwendig ist. Wenngleich die vo-

rangegangenen Darstellungen der Triebkräfte der Digitalisierung gezeigt haben, dass der 

Prozess der Verwaltungsdigitalisierung zunehmend intrinsisch motiviert ist, werden nach wie 

vor Beharrungstendenzen in der Verwaltung sowie eine generelle Skepsis gegenüber neuen 

technischen Lösungen von erheblichen Teilen der Befragten als hinderlich betrachtet, wobei 
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die Bedeutung dieser Faktoren im Vergleich zur letzten Befragung etwas abgenommen hat.106 

Ferner ließ sich ein Zusammenhang zwischen der Problematik von Investitionszyklen und 

der Verfügbarkeit von Hardware (-0,29**) und Software (-0,34**) sowie der finanziellen Aus-

stattung (-0,35***) nachweisen. Ein Zusammenhang zwischen einzelnen der genannten Rah-

menbedingungen und der Gemeindegröße besteht dagegen nicht.107  

4.3 Synthese zur kommunalen Verwaltungsdigitalisierung � Verknüpfung von 
Theorie und Empirie 

Werden die empirischen Ergebnisse des Beispiels der sächsischen Verwaltungsdigitalisierung 

mit den wesentlichen konzeptionell-theoretischen Perspektiven (Kapitel 3) verglichen, las-

sen sich hiervon weitere Erkenntnisse für den Prozess der kommunalen Verwaltungsdigitali-

sierung ableiten. Mit den empirischen Ergebnissen konnte unter anderem aufgezeigt werden, 

dass für die befragten Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter sowohl Treiber (Kapitel 

4.2.3.1) als auch Bremser (Kapitel 4.2.3.2) der Digitalisierung insbesondere durch verwal-

tungsinterne Prozesse (vergleichbar mit denen des Change Managements) geprägt werden: 

so beziehen sich Treiber wie die internen Vorgaben der Verwaltungsspitze oder die gelebte 

Digitalisierungskultur vor allem auf kommunalintrinsische Change-Management-Prozesse wie 

die systematische Planung, Implementierung und Steuerung von organisatorischen Verände-

rungen. Und auch den Treibern, die eher im direkten Zusammenhang mit dem Multi-Level-

Governance-Ansatz stehen (wie z. B. externe Faktoren wie rechtliche Vorgaben oder Belange 

der Bürgerinnen und Bürger), kommt in der Gesamtschau ebenfalls eine vergleichsweise 

große Bedeutung zu.  

Zudem kann darauf verwiesen werden, dass Faktoren wie die internen Vorgaben der Verwal-

tungsspitze oder die gelebte Digitalisierungskultur ebenfalls nicht im �luftleeren Raum� ent-

stehen und womöglich ebenfalls wesentlich durch Multi-Level-Prozesse im Laufe der Zeit 

entstehen: so vergleichen sich beispielsweise Verwaltungsspitzen mit anderen Verwaltun-

gen, können interkommunale Kooperationen eingehen, werden von externen Akteuren (z. B. 

die IT-Branche) beeinflusst, reagieren auf Koordinierungs- und Lenkungsprozesse der über-

geordneten föderalen Ebenen (Abbildung 1) oder können von Schulungs- und Weiterbildungs-

angeboten der Landesebene � für sich oder ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter � profitie-

ren. Und so zeigt auch die zentrale Rolle der Digital-Navigatoren und -Lotsen, wie der Frei-

staat gemeinsam mit dem SSG in seiner Rolle als Lenkungsebene (Abbildung 1) strategische 

Schwerpunkte setzen und die Digitalisierung �vor Ort� unterstützen kann. Der Fokus auf die 

 

106  Vgl. Mengs et al. (2022), S. 54. 
107  Dies lässt sich auch dadurch erklären, dass alle untersuchten Rahmenbedingungen als überwiegend er-

schwerend wahrgenommen werden und somit wenig Varianz innerhalb der Daten existiert. 
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Multi-Level-Governance-Perspektive begründet sich außerdem mit den empirischen Erkennt-

nissen, dass die personellen Ressourcen und die finanzielle Ausstattung erschwerende Rah-

menbedingungen darstellen können: diese werden in Deutschland auf kommunaler Ebene 

wesentlich durch die Bundes- und Länderebene geprägt; und eine Kommune lässt sich wohl 

kaum �nur� mit internen Vorgaben der Verwaltungsspitze und einer gelebten Digitalisie-

rungskultur digitalisieren, wenn gleichzeitig die personellen Ressourcen und die finanzielle 

Ausstattung fehlen. Insbesondere auch die ernüchternden Ergebnisse zum Stand der Umset-

zung des OZG (Kapitel 4.2.1) zeigen, dass es bei der Zusammenarbeit der föderalen Ebenen 

vor allem auch Formen der Steuerung und Koordination bedarf, die über hierarchische Top-

Down-Gesetzesinitiativen hinausgehen. Dies gilt es insbesondere vor dem Hintergrund zu  

berücksichtigen, dass die Ergebnisse der Befragung einen allgemein wachsenden Willen zur 

Digitalisierung der Verwaltung aufgezeigt haben. Die Möglichkeiten und Chancen werden von 

den sächsischen Kommunen offensichtlich zunehmend wahrgenommen � an diese positive 

Tendenz sollte insbesondere die Landesebene anknüpfen.  

5. Zusammenfassung und Handlungsempfehlungen 

Wenngleich die Herausforderungen auf dem Weg zur digitalen Verwaltung nach wie vor zahl-

reich sind, geben die Ergebnisse der mittlerweile zweiten Befragung der sächsischen Städte 

und Gemeinden zum Stand der Verwaltungsdigitalisierung durch das KOMKIS durchaus Anlass 

zu (verhaltenem) Optimismus. Mit Blick auf die Umsetzung zentraler, notwendiger Maßnah-

men für die Digitalisierung der Verwaltung lassen sich sichtbare Fortschritte gegenüber der 

Kommunalbefragung von 2021 ausmachen, auch wenn die flächendeckende Erfüllung der 

OZG-Vorgaben noch auf sich warten lässt. Dabei bestätigt sich das Ergebnis, dass die Kom-

munen bei der Digitalisierung ihrer internen Prozesse den Vorrang gegenüber einer nach 

außen gerichteten Prozessgestaltung geben. Ein Grund dafür liegt in der Erwartung, dass 

gerade die Digitalisierung (im Sinne der Enablement-These) häufig stattfindender Prozesse 

mit Zeit- und Kostenersparnissen assoziiert wird.  

Ein zentrales Ergebnis, das zugleich hoffnungsvoll stimmt, besteht darin, dass der Fortschritt 

bei der Digitalisierung zunehmend kommunalintrinsisch motiviert ist und deutlich weniger 

als noch vor zwei Jahren durch externe Faktoren getrieben ist. Diesen �Stimmungswechsel� 

hin zu einer �Bottom-up-Kultur� � mit der Kommune als zentrale Umsetzungsebene �vor Ort� 

� gilt es weiter zu fördern. Eine zentrale Rolle kommt dabei Qualifikationsangeboten, wie 

den Digital-Navigatoren/Digital-Lotsen zu. Nicht nur wurde dieses Konzept bereits in einem 

relativ hohen Anteil der Kommunen umgesetzt. Die Analyse zeigte auch, dass das Programm 

der Digital-Navigatoren mit positiven Auswirkungen auf die Einstellung zur Digitalisierung 

der Verwaltung einhergeht. Angesichts nach wie vor bestehender Zweifel und Vorbehalte im 
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Hinblick auf die Folgen der digitalen Transformation für die Arbeitsweise in den Verwaltun-

gen ist das Fokussieren auf die Chancen und Möglichkeiten notwendig, die sich durch die 

Digitalisierung ergeben können. Daneben bedarf es weiterer Schulungs- und Weiterbildungs-

angebote für Mitarbeiter der Kommunalverwaltungen, um zumindest kurzfristig dem nach 

wie vor immensen Personalmangel im IT-Bereich begegnen zu können. Hier sollte sich auch 

der Freistaat (zumindest finanziell) engagieren. Die Förderprogramme des Freistaates ad-

ressieren bisher vor allem Investitionen (Breitbandausbau, Geräteanschaffungen). Zukünftig 

sollten Qualifikationsangebote einen wesentlich größeren Teil der Förderung ausmachen. 

Darüber hinaus können Konzepte der interkommunalen Zusammenarbeit im Bereich der IT-

Infrastruktur in der kurzen Frist Abhilfe schaffen. Um mittel- bis langfristig mit dem Privat-

sektor im Wettbewerb um qualifiziertes Personal mithalten zu können, wird man allerdings 

nicht um strukturelle Reformen herumkommen. 

Trotz der insgesamt positiven Tendenzen, die sich aus den Ergebnissen unserer Untersuchung 

ableiten lassen, stehen die sächsischen Kommunen bei der digitalen Transformation auch 

weiterhin vor großen Herausforderungen. Sie sind damit eingebunden in einen komplexen 

Reformprozess, in dem es darum geht, die öffentliche Verwaltung leistungsfähiger, wirt-

schaftlicher und bürgernäher zu machen und den öffentlichen Dienst im Wettbewerb mit 

dem privaten Sektor als attraktiven Arbeitgeber auf dem Arbeitsmarkt zu positionieren.  
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Anhang 

A 1 Fragebogen 
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A 2 Statistischer Anhang  

A 2.1 Aufbau des Fragebogens 

Der Fragebogen besteht aus drei Abschnitten: Allgemeine Angaben (Teil A), Einschätzungen 

zum aktuellen Stand der Digitalisierung (Teil B) und Anwendungsfeldern digitaler Lösungen 

in der Verwaltung (Teil C). Die letzten beiden Kategorien betreffen das wesentliche Erkennt-

nisziel zum Thema Verwaltungsdigitalisierung und machen zusammen 98 der 109 Fragen des 

Erhebungsbogens ausmachen. Insgesamt sind 93 Fragen geschlossen, wobei vorgegebene Ant-

wortoptionen vorhanden sind, und 16 Fragen offen (Tabelle 3).  

Tabelle 3: Aufbau des Fragebogens 

Frage Teil A Teil B Teil C Summe 

Anzahl Fragen (11) 55 (2) 43 (3) 109 (16) 

Antwort- 
kategorie(n) 

7 24 11 42 

Quelle: eigene Darstellung, (x) = Anzahl der offenen Fragen. 

Neun Fragen verwenden metrische Skalenniveaus, 94 Fragen haben ein ordinäres und zwei 

Fragen ein nominales Skalenniveau. Das nominale Skalenniveau beschreibt eine Skala, bei 

der die Abstände zwischen den Ausprägungen der Merkmale nicht interpretierbar sind. Die 

verschiedenen Ausprägungen des Skalenniveaus stehen gleichberechtigt nebeneinander. Ein 

Beispiel hierfür ist der Typ einer Gemeinde, bei dem einem Objekt nur eine einzelne Aus-

prägung zugeordnet werden kann. Wenn die verschiedenen Ausprägungen zumindest in eine 

Rangfolge gebracht werden können, wird von einer Ordinalskala gesprochen. Typische Bei-

spiele hierfür sind Meinungsfragen zur Intensität der Zustimmung. Bei dieser Art von Skala 

können die Abstände zwischen den Ausprägungen nicht interpretiert werden. Wenn jedoch 

der Abstand zwischen den Merkmalsausprägungen nicht nur in Bezug auf den Rang, sondern 

auch auf den tatsächlichen Abstand interpretierbar ist, handelt es sich um eine metrische 

oder kardinale Ausprägung des Merkmals. Beispiele hierfür sind Daten zu Vollzeitäquivalen-

ten oder Schuldenständen.108 Die Mehrheit der ordinal skalierten Antwortoptionen weisen 

vier bis fünf Ausprägungen auf. Eine Ausnahme bildet Frage B.4 zur Umsetzung des OZG, mit 

drei Antwortmöglichkeiten. Zudem konnte die Anzahl der Antwortkategorien überwiegend 

frei gewählt werden. Fragen mit vier ordinalen Ausprägungen wurden so formuliert, dass die 

Befragten klar einer von zwei Positionen bevorzugen mussten, wobei nur noch die Intensität 

der Zugehörigkeit für die Auswertung von Bedeutung war. Ordinal skalierte Fragen mit fünf 

Ausprägungen erlaubten hingegen eine neutrale Einordnung in der Mitte. Nur im ersten Teil 

 

108  Vgl. Cleff (2012), S. 20�24. 
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der Umfrage (Teil A), in welchem Merkmal der Gemeinde abgefragt wurden, kamen nominale 

und metrische Skalenniveaus zur Anwendung. Teil B und C, welche sich auf die Meinungs-, 

Einstellungs- und Verhaltensfragen beziehen, sind ordinal skaliert. 

A 2.2 Gewichtung der Befragungsergebnisse 

Eine Gewichtung der Befragungsergebnisse wird durchgeführt, da die Stichprobenverteilung 

von der tatsächlichen Verteilung der Grundgesamtheit aller sächsischen Gemeinden ab-

weicht (Abbildung 16).109 Die blaue Kurve bildet die Einwohnergrößenverteilung nach Ein-

wohnerzahl in den Kommunen im Freistaat Sachsen gemäß der öffentlichen Statistik ab. Die 

rote Kurve stellt die Einwohnerverteilung der vorliegenden Stichprobe dar. Beide Kurven 

zeigen eine monomodale Verteilung mit einem Modalwert, der jedoch stark variiert. Wäh-

rend die originäre Einwohnerverteilung spitz zuläuft, zeigt die Stichprobe einen vergleichs-

weise stumpferen Hochpunkt. Diese Verteilungen unterstreichen die Notwendigkeit einer 

Gewichtung, um die erzielten Ergebnisse der Umfrage zu modifizieren und verallgemeiner-

bare Aussagen treffen zu können. 

Abbildung 16: EW-Dichteverteilung in Grundgesamtheit und Stichprobe des kreisangehö-

rigen Raums 

 

Quelle: eigene Berechnung, eigene Darstellung; Daten: Statistisches Landesamt und Umfrage. 

 

109  Die Gewichtung erfolgt in Anlehnung an Krone/Scheller (2020); Vgl. Mengs et al. (2022) Diese wurde 
bereits in der vorherigen Studie zum Thema Verwaltungsdigitalisierung angewandt. Vgl. Mengs et al. 
(2022) 
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Im ersten Schritt wird für jeden Gruppe 𝑔 ein Gewichtungsfaktor 𝑤 bestimmt. Dieser be-

rechnet sich aus dem Anteil der Kommunen einer Gruppe der Grundgesamtheit 

(𝑁_𝐺𝐺 /𝑁_𝐺𝐺 ) im Verhältnis zum Anteil der befragten Kommunen an der Gesamtzahl 

der befragten Gemeinden (𝑁_𝐵𝐾 /𝑁_𝐾 ): 

𝑤 𝑁_𝐺𝐺𝑁_𝐺𝐺𝑁_𝐵𝐾𝑁_𝐵𝐾  (1) 

Im zweiten Schritt werden die jeweiligen Ausprägungen mit dem Gewichtungsfaktor aus (1) 

multipliziert, wodurch sich ein neues Verhältnis zwischen den Antwortkategorien bildet. 

Veranschaulicht wird dieses Vorgehen durch Abbildung 17. 

Abbildung 17: Verteilung der Bevölkerung in Grundgesamtheit und Stichprobe 

 

Quelle: eigene Darstellung, eigene Daten.  
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A 2.3 Deskriptive Statistik  

Im Rahmen der Analyse wurden für die abgefragten Variablen jeweils der Median, das Mini-

mum und Maximum sowie die Schiefe und Streuung berechnet.110 Zusätzlich ist die Anzahl 

(N) der gegebenen Antworten angegeben. Der Median teilt den Datensatz in zwei gleich 

große Hälften, wobei 50 % des Datensatzes über und 50 % unterhalb des Medians liegen. Das 

Minimum und Maximum geben jeweils den niedrigsten bzw. höchsten Wert im Datensatz an. 

Die Schiefe und Wölbung geben Auskunft darüber, ob die vorliegende Verteilung im Daten-

satz rechtsschief oder linksschief ist111 und ob die Verteilung eher flach oder steil ist112. 

Tabelle 4: Deskriptive Statistik 

Frage N Median Minimum Maximum Schiefe Wölbung 

B1.1 61 3 1 5 -0.125 3.266 

B1.2 59 3 1 5 -0.122 2.421 

B1.3 59 3 1 5 -0.026 2.509 

B1.4 60 3 1 5 0.0543 3.440 

B1.5 59 2 1 5 0.463 2.929 

B1.6 60 3 1 5 0.261 2.297 

B1.7 57 2 1 5 0.648 3.151 

B1.8 60 2 1 4 0.496 2.243 

B1.9 57 3 1 5 0.162 2.416 

B1.10 58 3 1 5 -0.208 2.076 

B1.11 57 3 1 5 -0.166 2.059 

B1.12 56 1 1 5 1.422 4.348 

B2.1 60 4 2 5 -0.243 2.651 

B2.2 59 4 2 5 -0.072 2.395 

B2.3 56 3 1 5 -0.064 3.502 

B2.4 56 3 1 5 0.0040 2.845 

B2.5 58 4 1 5 -1.272 5.897 

B2.6 56 3 1 5 0.412 2.537 

B2.7 55 4 1 5 -0.603 3.274 

B2.8 60 4 2 5 -0.203 2.322 

B2.9 60 4 2 5 -0.262 2.401 

 

110  Aufgrund der überwiegend ordinal skalierten Variablen ist die Angabe weiterer Kennzahlen nicht ziel-
führend.  

111  Die Schiefe ist das dritte Moment der Statistik und kennzeichnet die Stärke der Symmetrie der Vertei-
lung. Ist der entsprechende Wert kleiner Null, liegt eine rechtsschiefe Verteilung vor. Umgekehrt ist 
die Verteilung linksschief ist der Wert größer Null. Das bedeute es liegt in diesen Fällen keine Normal-
verteilung vor, sondern die Verteilung verlagert sich hin zu einer Seite. Das kann sich durch einzelne 
Merkmalsausprägungen (Ausreißer) oder strukturellen Ursprung begründen.  

112  Die Wölbung, auch Kurtosis genannt, ist das standardisierte vierte Moment und ist eine Maßzahl für die 
Steilheit bzw. Spitzgipfligkeit der Verteilung. Ein Wert größer Null weist auf eine steilgipflige und ein 
Wert kleiner Null auf eine flachgipflige Verteilung hin. 
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Frage N Median Minimum Maximum Schiefe Wölbung 

B2.10 56 3 1 5 0.0200 3.302 

B2.11 56 3 1 5 -0.119 2.887 

B2.12 58 4 1 5 -1.004 4.499 

B2.13 57 3 1 5 -0.033 2.206 

B2.14 55 3 1 5 -0.294 2.761 

B3.1 57 2 1 3 -0.114 1.803 

B3.2 59 1 1 3 0.886 2.755 

B3.3 58 3 1 4 -0.613 3.497 

B3.4 57 1 1 4 1.327 4.403 

B3.5 54 3 1 4 -0.162 2.254 

B3.6 58 3 1 4 -0.704 3.147 

B3.7 56 3 1 4 -0.496 2.923 

B3.8 57 3 1 3 -0.733 2.487 

B3.9 55 3 1 4 -0.352 2.426 

B3.10 58 2.5 1 4 -0.459 2.524 

B4 56 1 1 3 4.106 20.07 

B5.1 60 1.5 1 3 0.579 1.864 

B5.2 60 2 1 4 0.490 2.641 

B5.3 57 1 1 4 1.163 3.409 

B5.4 56 2 1 4 0.111 1.613 

B5.5 60 3 1 4 -0.538 3.153 

B5.6 60 2.5 1 4 -0.035 2.451 

B5.7 58 2 1 4 0.166 2.075 

B5.8 60 1 1 3 0.805 2.349 

B6.1 60 3 1 4 -0.362 2.704 

B6.2 59 3 1 4 0.0255 2.498 

B6.3 60 3 2 4 -0.419 1.831 

B6.4 53 3 1 4 -0.225 1.983 

B6.5 52 3 1 4 -0.027 2.129 

B6.6 55 3 1 4 -0.114 2.492 

B6.7 50 3 1 4 0.0156 2.429 

B6.8 60 3 1 4 -0.104 2.491 

C2.1 50 3 1 5 0.320 2.016 

C2.2 53 2 1 5 0.961 3.240 

C2.3 52 2 1 4 0.848 2.515 

C2.4 51 2 1 4 0.451 2.498 

C2.5 53 2 1 5 0.964 3.585 

C2.6 54 1 1 4 1.154 3.812 

C2.7 55 1 1 4 1.536 4.580 

C2.8 53 2 1 4 0.807 2.696 
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Frage N Median Minimum Maximum Schiefe Wölbung 

C2.9 54 2 1 5 1.062 3.817 

C2.10 56 2 1 5 1.197 3.309 

C2.11 48 1 1 4 1.403 4.102 

C3.1 57 2 1 5 0.764 2.416 

C3.2 59 3 1 5 0.369 2.194 

C3.3 59 3 1 5 0.223 2.089 

C3.4 60 3 1 5 0.0569 1.915 

C3.5 57 3 1 5 -0.025 1.259 

C3.6 58 2 1 5 0.146 1.240 

C3.7 51 1 1 5 1.429 3.578 

C3.8 56 2 1 5 0.733 2.272 

C3.9 56 2 1 5 1.373 4.545 

C3.10 52 1 1 5 1.103 2.711 

C3.11 49 4 1 5 -0.220 1.485 

C3.12 53 2 1 5 0.827 2.502 

C3.13 60 3 1 5 0.567 2.092 

C3.14 53 3 1 5 -0.061 1.942 

C3.15 50 3 1 5 0.146 1.884 

C3.16 60 3 1 5 0.548 2.425 

C4.1 60 4 1 5 -1.269 5.953 

C4.2 56 4 1 5 -1.098 4.453 

C4.3 59 4 1 5 -1.516 6.937 

C4.4 44 3 1 5 -0.515 2.647 

C4.5 58 4 2 5 -0.273 2.193 

C4.6 42 3 1 5 -0.094 2.686 

C4.7 60 4 2 5 -0.794 3.498 

C4.8 58 4 1 5 -1.125 6.179 

C4.9 60 5 3 5 -1.231 3.508 

C4.10 59 4 2 5 -0.945 3.542 

C4.11 59 5 3 5 -0.694 2.508 

C4.12 58 5 1 5 -1.531 5.267 

C4.13 48 4 1 5 -0.539 3.681 

Quelle: eigene Darstellung, eigene Berechnung. 

  



 

68 
 

A 2.4 Methoden der Zusammenhangsanalyse 

Um die Zusammenhänge zweier Variablen (oder Fragen) zu untersuchen bedarf es einer biva-

riaten Zusammenhangsanalyse. Dabei sind die Skalenniveaus der zu untersuchenden Variab-

len entscheiden zur Auswahl des zu nutzenden Zusammenhangsmaß.113 Tabelle 5 zeigt, wel-

ches Zusammenhangsmaß, bei welcher Kombination an Skalenniveaus verwendet werden 

darf. 

Tabelle 5: Bivariate Zusammenhangsmaße nach Skalenniveau 

 

Quelle: eigene Darstellung nach Cleff (2012), S. 80. 

Der Fragebogen stützt sich (überwiegend) auf ordinal skalierte Variablen, wodurch aus-

schließlich Spearmans Rho als Zusammenhangsmaß genutzt wurde. Mittels des Rangkorrela-

tionskoeffizient nach Spearman wird kein linearer, sondern ein monotoner Zusammenhang 

zwischen zwei Rangreihen ermittelt. Der Rangkorrelationskoeffizient kann Werte zwi-

schen -1 und 1 annehmen. Um Spearmans Rho zu berechnen wird jeder Beobachtung der zu 

Untersuchenden Variablen Ränge zugewiesen. So gehen in die Berechnung des Koeffizienten 

nicht die tatsächlichen Werte x und y der beiden ordinalen Variablen ein, sondern deren 

Rang R(x) und R(y) gemäß der Formel114 

𝜌  1𝑛 ∑ 𝑅 𝑥 𝑅 𝑥 𝑅 𝑦 𝑅 𝑦1𝑛 ∑ 𝑅 𝑥 𝑅 𝑥 ² 𝑅 𝑦 𝑅 𝑦 ²  (2) 

 

113  Vgl. Cleff (2012), S. 79 f. 
114  Vgl. Cleff (2012), S. 116. 
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